
Gemeinderat 
Seite 1 von 62 

 

 
Sitzungsnummer: GR/001/2026 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

über die 

öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Engerwitzdorf 

Datum: Donnerstag, den 26.03.2026 

Zeit: 18:00 Uhr 

Tagungsort: Kulturhaus ImSchöffl 

Anwesende: 
Christoph Meisinger, MSc MAS ÖVP  
Manfred Schwarz, MBA ÖVP  
Eleonore Binder ÖVP  
Wolfgang Griesmann ÖVP  
Michaela Königstorfer, MBA ÖVP  
Mag. Franz Schwarzenberger ÖVP  
Sabine Maria Link ÖVP  
Stefan Heinz Schöffl ÖVP  
Ingrid Maria Gattringer ÖVP  
Mag. Anja Weiermann ÖVP  
Werner Franz Lehner ÖVP  
Johanna Haider ÖVP  
Ing. Herbert Freudenthaler ÖVP  
Sabine Kainmüller ÖVP  
Wolfgang Pühringer ÖVP  
Mag. Johannes Neudorfer FPÖ  
Nicole Karlinger FPÖ  
Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc  FPÖ  
Daniel Frühwirth FPÖ    bis Top 16 
Mario Moser-Luger, diplômé SPÖ  
Mag. Andrea Seyer-Neulinger SPÖ  
Horst Walter Mandl SPÖ  
Thomas Frisch SPÖ  
Mag. Dr. Christian Reiter, MA SPÖ  
Roland Auböck SPÖ  
Andreas Giritzer, MA Grüne  
Dr. Jenny Niebsch Grüne  
Mag. Pamela Hölzl Grüne  
Peter Wolfsegger Grüne  
Andreas Grillnberger Grüne  

 

Ersatzmitglieder 
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Renate Schwarz ÖVP Vertretung für Herrn Ing. Friedrich Königstorfer 
Anton Reithmayr ÖVP Vertretung für Herrn Dominik Plank 
Reinhard Hießl FPÖ Vertretung für Herrn Elias Gschwandtner 
Josef Ehrenmüller SPÖ Vertretung für Frau Hertha Angerer 
Ing. Günther Macho Grüne Vertretung für Herrn Kurt Hohenwallner 
Brigitte Kahler Grüne Vertretung für Frau Andrea Wögerbauer 
Dipl.-Ing. Johannes Hölzl Grüne Vertretung für Frau Barbara Schinko-Tubikanec 
 
Unentschuldigt Abwesende: --- 
 

Entschuldigt Abwesende: 
Dominik Plank ÖVP  
Ing. Friedrich Königstorfer, MBA ÖVP  
Elias Gschwandtner FPÖ  
Hertha Angerer SPÖ  
Barbara Schinko-Tubikanec Grüne  
Kurt Hohenwallner Grüne  
Andrea Wögerbauer Grüne  
 
 
================================================================================ 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Mag. Christian Wildberger 
Die Schriftführerin:  Lisa Riepl 
================================================================================ 
 

Tagesordnung: 
 

1. Mandatsverzicht von GRM Elias Gschwandtner als Obmann des Prüfungsausschusses; Nach-
wahl 

2. Kulturhaus ImSchöffl und Jugendzentrum Schweinbach JES – Neuorganisation der Gebäude-
nutzung als Gemeindezentrum; Beschlussfassung 

3. Gemeindezentrum Schöffl, Tarifordnung, gültig ab 01.04.2026; Beschlussfassung 

4. Projekt Erweiterung Kinderbetreuung Steiningerweg; Bericht und Kenntnisnahme 

5. Vergabe der Bauarbeiten, Straßenbauprogramm 2026; Beschlussfassung 

6. Ankauf eines neuen Traktors mit Zusatzgeräten für den Bauhof; Grundsatzbeschlussfassung 

7. Abschluss einer Infrastrukturkosten- und Nutzungsvereinbarung gemäß § 16 Abs. 1. Z1 Oö. 
ROG 1994 idgF im Bereich Schweinbach – Ahornstraße für Teilflächen des Grundstückes 
2360/1; KG Engerwitzdorf; Beschlussfassung 

8. Gestattungsvertrag mit Land Oö., Anschluss einer Verkehrsfläche der Gemeinde an die L 
1464 Katsdorfer Straße (km 4,360 li.i.S.d.Km); Beschlussfassung 

9. § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz, Grundabtretung (Trompete) ins öffentliche Gut der Parzel-
le Nr.3253 KG Klendorf - Anbindung l 1464 Katsdorfer Landesstraße; Beschlussfassung 
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10. § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz, Grundveräußerung von Teilfläche des öffentlichen Gutes 
Parzelle Nr. 843/14 und 1223/1; KG Niederkulm im Bereich der Liegenschaft Leitenweg 2a; 
Beschlussfassung 

11. § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz, kostenlose Rückübereignung einer Fläche des öffentlichen 
Gutes Parzelle Nr. 289/5; KG Holzwiesen; Beschlussfassung 

12. Baukartell - Erteilung einer Vollmacht Prozessfinanzierer; Beschlussfassung 

13. Grundsatzbeschlussfassung, Grunderwerb einer Teilfläche aus den Parzellen Nr. 1832 und 
1831/1; KG Engerwitzdorf für die zukünftige Absicherung der Wasserversorgung; Beschluss-
fassung 

14. Ankauf eines neuen Mannschaftstransportfahrzeuges (MTF) für die FF Schweinbach; Grund-
satzbeschluss 

15. Ankauf eines neuen Großlöschfahrzeuges (GLF) für die FF Schweinbach; Beschlussfassung 

16. Nutzung des öffentlichen Gutes Parzelle Nr. 3308; KG Klendorf im Bereich der Liegenschaft 
Parzelle Nr. 3307; KG Klendorf, Vereinbarung; Beschlussfassung 

17. Anregung Änderung Bebauungsplan Nr. 4 "Schweinbach" Parzelle Nr. 2133, KG Engerwitz-
dorf (Flußgasse); Grundsatzbeschluss Planerstellung 

18. Anregung Änderung Bebauungsplan Nr. 24 "Haid" Parzelle Nr. 209/1, KG Klendorf (Oberholz-
straße); Grundsatzbeschluss Planerstellung 

19. Anregung Änderung Nr. 54 (Ahornstraße) - Bebauungsplan Nr. 4 "Schweinbach"; Grundsatz-
beschluss 

20. Anregung Änderung Nr 1 - Bebauungsplan Nr. 72 "Steiningerweg II"; Grundsatzbeschluss 

21. Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013, Änderung Nr. 120 (ehemalige Wegparzelle Nr. 2722, KG 
Engerwitzdorf); Beschlussfassung 

22. Bebauungsplan Nr. 4 "Schweinbach" Änderung Nr. 53 (Dorfweg); Beschlussfassung 

23. Anregung Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013 und Örtliches Entwicklungskonzept 
Nr. 2/2013, Teilfläche Parzelle Nr. 770, KG Engerwitzdorf (Klammstraße II); Grundsatzbe-
schlussfassung zur Planerstellung 

24. Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013, Änderung Nr. 118 (Engerwitzdorf); Beschluss-
fassung 

25. Änderung Nr. 119 Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013 (Schweinbach); Beschlussfassung 

26. Änderung Nr. 121 Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013, (Keplingerweg); Beschlussfassung 

27. Änderung Nr. 122 Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013 und Änderung Nr. 51 des Örtlichen En-
wticklungskonzeptes Nr. 2/2013, (Klendorf); Grundsatzbeschluss 

28. Umweltziele 2026; Kenntnisnahme 

29. Prüfbericht aus der Prüfungsausschusssitzung vom 05.02.2026; Kenntnisnahme 

30. Prüfbericht zum Rechnungsabschluss aus der Prüfungsausschusssitzung vom 12.03.2026; 
Kenntnisnahme 

31. Rechnungsabschluss 2025; Beschlussfassung 

32. Prüfungsbericht zum 2. Nachtragsvoranschlag 2025; Kenntnisnahme 

33. Verwendung von Mitteln aus der Abwasserbeseitigungsrücklage im inneren Zusammenhang 
für investive Vorhaben im Jahr 2026; Beschlussfassung 

34. Voranschlag 2026; Beschlussfassung 

35. Prioritätenreihung geplanter Einzelinvestitionen 2026-2030; Beschlussfassung 

36. Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzierungsplan 2026-2030; Beschlussfassung 

37. Gegenseitige Deckungsfähigkeit und hauswirtschaftliche Sperre für Haushaltskonten im Be-
reich 12; Beschlussfassung 
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38. Kassenkredit 2026; Beschlussfassung 

39. Abschluss eines Baurechtsvertrages für das neue Feuerwehrhaus FF Schweinbach auf der 
Parzelle 317, KG Engerwitzdorf; Beschlussfassung 

40. Abschluss der Verträge zur Umsetzung der Oö. Gemeinde-Jobrad-Verordnung; Beschlussfas-
sung 

41. Bericht aus den Arbeitskreisen 

42. Bericht des Bürgermeisters 

43. Allfälliges 

 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von Bürgermeister Christoph Meisinger, MSc MAS einberufen wurde; 
 
b) die Verständigung hierzu an alle Mitglieder zeitgerecht schriftlich am 18.03.2026 unter Be-

kanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Abhaltung durch Anschlag an der Amtstafel am 
gleichen Tag öffentlich kundgemacht wurde; 

 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) die Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 11.12.2025 bis zur heutigen Sitzung während der 

Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt 
und gegen die Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden 
können. 

 
Weiters führt der Vorsitzende aus, dass die Abstimmung gem. § 51 Abs. 3 O.ö. GemO. 1990 jeweils 
durch Erheben der Hand zu erfolgen hat, sofern gesetzliche Bestimmungen keine andere Art der 
Abstimmung vorsehen bzw. der Gemeindevorstand keine andere Art der Abstimmung beschließt. 
 
Daraufhin unterbricht der Bürgermeister zur Abhaltung der Fragestunde die Sitzung. Nachdem 
keine Anfragen an die Mitglieder des Gemeinderates gestellt werden, setzt der Vorsitzende um 
18:03 Uhr die öffentliche Sitzung fort. 
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1. Mandatsverzicht von GRM Elias Gschwandtner als Obmann des Prüfungsausschusses; 
Nachwahl 

 Berichterstatter/Antragsteller: Bürgermeister Christoph Meisinger, MSc. MAS 
 
Nach dem Verzicht auf die Funktion als Obmann des Prüfungsausschusses von Elias Gschwandtner 
ist diese Stelle nachzubesetzen. 
Dazu brachte die FPÖ-Gemeinderatsfraktion einen gültigen Wahlvorschlag lautend auf Daniel 
Fühwirth ein. 
 
Vizebürgermeister Manfred Schwarz, MBA stellt den Antrag auf offene Abstimmung. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
Der Bürgermeister lässt die FPÖ-Fraktion über den Wahlvorschlag abstimmen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
2. Kulturhaus ImSchöffl und Jugendzentrum Schweinbach JES – Neuorganisation der Gebäu-

denutzung als Gemeindezentrum; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Mario Stefan Moser-Luger, diplômé 
 

Der Oö. Landesrechnungshof hat in seinem Gutachten betreffend Kulturhaus ImSchöffl (Be-
richtspunkte 55 und 58) und des Jugendzentrums Schweinbach JES (Berichtspunkt 61) Empfeh-
lungen an die Gemeinde definiert. 
Zu diesen Themen hat es bislang zwei Austauschgespräche des Ausschusses SBKS mit den Frakti-
onen gegeben. Im zweiten Austauschgespräch am 15.12.2025 hat Bürgermeister Christoph 
Meisinger ein Konzept vorgeschlagen, das sehr positiv von allen Besprechungsteilnehmern gese-
hen wurde. 
 
Es wurde von den politischen Teilnehmer:innen des Austauschgesprächs nachfolgende Festle-
gungen getroffen, welche dem Ausschuss zur weiteren Beratung vorgelegt wurden: 
 
Gemeindezentrum statt Kulturhaus 

• Das bisherige Kulturhaus wird organisatorisch und funktional zu einem Gemeindezentrum 
weiterentwickelt. 

• Das Gebäude soll künftig in Gemeindeverwaltung eingegliedert werden. 

• Der große Veranstaltungssaal wird im Gemeindezentrum in der Folge zu einem Gemein-
desaal. 

• Der Name „Gemeindezentrum Schöffl“ soll die Weiterentwicklung widerspiegeln, aber 
gleichgehend den bekannten Namensteil „Schöffl“ beibehalten. 

 
Jugendzentrum Schweinbach JES – Doppelnutzung 

• Das Jugendzentrum JES soll zu einem „Raum der Generationen“ ausgebaut werden. 

• Die Nutzung soll für Jung und Alt über den ganzen Tag möglich werden. 

• Die Nutzung dieses Raumes soll in einem Zugangssystem integriert werden. 
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Neue Tarifgestaltung 

• ZIEL: Tarif soll günstiger werden und damit für Vereine leistbar werden; gleichgehend ist 
auf die Kostendeckung zu achten. 

• Der Saal soll für Vereinsveranstaltungen erhalten bleiben. 

• Es soll – da es sich um eine Naturalsubvention handelt - keine gesonderten Vereinstarife 
mehr geben; somit künftig keine Ermäßigungen mehr (es handelt sich sonst hierbei um 
eine freiwillige Leistung). 

• In einem ersten Schritt sollen neue Tagestarife kommen und in der Folge – sobald das 
neue Buchungs- und Schließsystem verfügbar ist – Abendtarife, Stundenpakete (z.B. für 
Yoga) umgesetzt werden. 

• Eine Technikpauschale soll bei jeder Einmietung verpflichtend vorgeschrieben werden (ge-
rade für externe Anmieter). 

• Die Technikpauschale soll etwa 3x so hoch sein wie der Tarif selbst. 

• Ausschließlich Vereine erhalten eine einmalige Einschulung betreffend Technik, weshalb 
hier die Technikpauschale entfallen kann. 

• Eigener Tarif für Raum der Generationen (z.B. für Pensionisten, Senioren) 
 
Zugangssystem/Buchungssystem mit Chip 

• ZIEL: Zugangssystem mit Chip soll alle erforderlichen Schritte abdecken 
o Buchung 
o Zutritt 
o Rechnungslegung an Nutzer 
o Rechnungskopie an Gemeinde 

• Wesentlich ist, dass dabei keine Kosten für die Gemeinde anfallen, insbesondere keine 
Personalkosten. 

• Es muss alles automatisiert ablaufen, wäre sonst wieder freiwillige Leistung. 

• Jeder Nutzer ist für alles selbst zuständig und verantwortlich und haftet für Schäden (Ses-
sel stellen, Reinigung udgl.). 

• Eigenverantwortung von der Buchung bis zur Reinigung und zur Rechnung. 

• Bei missbräuchlicher Verwendung und Nichteinhaltung der Vorgaben, jedenfalls Konse-
quenzen (Entzug des Chips möglich). 

 
Prioritätenreihung 

• Gemeinde hat Vorrang und bucht Termine als erstes. 

• Für Vereine soll vor Buchungsstart eine gemeinsame Besprechung stattfinden; somit kann 
bei Terminkollisionen gemeinsam eine Lösung gefunden werden. 

• Vereine haben Vorrang gegenüber Dritten (z.B. Firmen). 

• Externe Vermietungen sollen entsprechend den Vorgaben des Landesrechnungshofes neu 
geregelt werden. 

 
Finanzielle Auswirkungen 

• Der Kulturhausbetrieb in der bisherigen Form wird eingestellt, die bisherigen Abgangskos-
ten entfallen (es war bisher nur mit einer zeitlich beschränkten Ausnahmeregelung mög-
lich, dass diese Kosten nicht den freiwilligen Leistungen zugeordnet wurden). 

• Die Nutzung des Gemeindezentrums erfolgt vorwiegend durch die Gemeinde. Die 
dadurch anfallenden Kosten werden dem allgemeinen Gemeindebetrieb zugeordnet. 

• Die Nutzung des Gebäudes durch Dritte wird kostendeckend vorgeschrieben, somit fallen 
keine freiwilligen Leistungen an. 
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• Zusätzliche Kosten entstehen für notwendige Umbauarbeiten (Raum der Generationen). 

• Zusätzliche Kosten entstehen für Zugangssystem/Buchungssystem. 

 
Antrag 

 
Der Gemeinderat möge folgenden Beschluss fassen: 

• Das Kulturhaus ImSchöffl wird in seiner Funktion weiterentwickelt und die Gebäudenut-
zung als offenes Gemeindezentrum neu organisiert und in die Gemeindeverwaltung ein-
gegliedert. 

• Das Gebäude wird künftig unter der Bezeichnung „Gemeindezentrum Schöffl“ geführt. 

• Die Räumlichkeiten des Jugendzentrum Schweinbach JES werden organisatorisch neu 
ausgerichtet und künftig als „Raum der Generationen“ geführt. 

• Es soll ein digitales Buchungs-, Zugangs- und Abrechnungssystem eingeführt werden. 

• Die dargestellte Prioritätenreihung sowie die Nutzungsgrundsätze werden im Rahmen ei-
ner Muster-Nutzungsvereinbarung verbindlich festgelegt. 

 
Das vorliegende Konzept ist integraler Bestandteil des vorliegenden Beschlusses und bildet die 
inhaltliche Grundlage für die weitere Umsetzung in den zuständigen Gremien. Die zur Umset-
zung dieses Beschlusses allenfalls erforderlichen Detail- und Umsetzungsbeschlüsse werden in 
den jeweils zuständigen Gremien gefasst. 
 
GVM Mag. Hölzl begrüßt die Neuorganisation des Gemeindezentrums. Es wurde gemeinsam ent-
wickelt und steht nun allen Bürgerinnen und Bürgern sowie unseren Vereinen zur Verfügung. Das 
Jugendzentrum JES wird zum Intergenerationenraum für Jugendliche und Senioren. Mit der neuen 
Tarifordnung wird das Gemeindezentrum leistbarer. 
Der Bürgermeister erläutert, dass die Umstrukturierung nicht einfach war. Es wurden alle Fraktio-
nen zur Ideenfindung einbezogen. Er bedankt sich für die gute Zusammenarbeit. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Andrea Seyer-Neulinger ist während der Abstimmung nicht im Saal. 
 
 
 
 
3. Gemeindezentrum Schöffl, Tarifordnung, gültig ab 01.04.2026; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Mario Stefan Moser-Luger, diplômé 
 
Im Zuge der Neuausrichtung des bisherigen Kulturhauses ImSchöffl zum „Gemeindezentrum 
Schöffl“ ist eine neue Tarifordnung zu erlassen, welche die geänderten organisatorischen und 
strukturellen Rahmenbedingungen berücksichtigt. 
 
Neue Tarife wie nachstehend angeführt: 
 

• Der Gesamttarif für eine Einmietung setzt sich aus dem Tarif Gemeindezentrum und dem Tarif 
der Technikpauschale zusammen. 

• Die Technikpauschale umfasst den Aufwand für die Einweisung in die Nutzung der technischen 
Ausstattung und der Betriebseinrichtungen sowie die fachliche Unterweisung hinsichtlich sämt-
licher Sicherheitsvorkehrungen. 
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• Für Veranstaltungen und Aktionen, die im öffentlichen Interesse stehen (z.B. Blutspendeaktio-
nen, Gesundheitsvorsorgeaktionen, Impfaktionen, uä.) kann ein Sondertarif gewährt werden. 

• Die Tarifordnung soll ab Vorliegen des geplanten automatisierten Buchungs-, Zugangs- und Ver-
rechnungssystem um Stundentarife ergänzt werden. 

 
Weitere wesentliche Neuerungen: 
 

• Jede:r Mieter:in erhält vor der ersten Nutzung die oben angeführte Einweisung und fachliche 
Sicherheitsunterweisung. Engerwitzdorfer Vereine erhalten diese fachliche Einweisung und Si-
cherheitsunterweisung einmalig. Bei Engerwitzdorfer Vereinen entfällt aufgrund der regelmä-
ßigen Nutzung in der Folge die Technikpauschale, da seitens der Gemeinde kein zusätzlicher 
Einweisungsaufwand mehr entsteht. 

• Sämtliche Auf- und Umbauarbeiten sind von den Nutzer:innen eigenständig vorzunehmen. Das 
vorgegebene Standardsetting ist nach der Nutzung wieder vollständig herzustellen. 

• Nach jeder Nutzung sind die angemieteten Räumlichkeiten einschließlich Nebenräume und 
Sanitäranlagen in ordnungsgemäß gereinigtem Zustand zu hinterlassen. 

• Bei selbst durchgeführter Reinigung werden Reinigungsutensilien zur Verfügung gestellt oder 
geeignete Reinigungsunternehmen empfohlen. Wird die Reinigung nicht ordnungsgemäß 
durchgeführt, beauftragt die Gemeinde eine Sonderreinigung. Diese wird nach tatsächlichem 
Aufwand auf Basis des festgelegten Stundentarifs verrechnet. 

• Wird der ursprüngliche Grundzustand der Räumlichkeiten nicht wiederhergestellt, werden die 
für die Rückstellung erforderlichen Personalstunden gesondert in Rechnung gestellt. 

• Alle weiteren Nutzungsbedingungen werden in einer gesonderten Nutzungsvereinbarung gere-
gelt. 

 
In der SBKS-Sitzung am 03.03.2026 wurde hinterfragt, ob bei den neu erstellten Tarifen eine Um-
satzsteuer weiterhin zur Anwendung kommt. Nach Rücksprache mit dem Steuerberater der Kanz-
lei LeitnerLeitner GmbH wurde klargestellt, dass bei einer Vermietung von Räumlichkeiten ohne 
zusätzliche Leistungen keine Umsatzsteuer anfällt. In der Tarifordnung wurde daher die angeführ-
te Umsatzsteuer entfernt. 
 
Verlesen der Tarifordnung Gemeindezentrum Schöffl 
 
Weiters soll eine interne Tarifordnung für Mitarbeiter:innen der Gemeinde sowie für Mitglieder 
des Gemeinderates beschlossen werden. 
 
Sie gilt ausschließlich in Verbindung mit der jeweils gültigen Tarifordnung für das Gemeinde-
zentrum Schöffl und entfaltet keine eigenständige tarifliche Wirkung. 
 
Verlesen der Tarifordnung intern Gemeindezentrum Schöffl 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge die vorgelesene Tarifordnung für das „Gemeindezentrum Schöffl“ und 

die vorgelesene Tarifordnung intern für das Gemeindezentrum Schöffl, jeweils mit Gültigkeit ab 

01.04.2026, beschließen. Die angeführten Tarife beinhalten keine Umsatzsteuer. 
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GRM Schöffl fragt an, ob für die korrekte Nutzung der Technik kurze Videoanleitungen erstellt 
werden können. 
Der Bürgermeister antwortet, dass eventuell QR-Codes angebracht werden, damit die Anleitungen 
jederzeit abrufbereit sind. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Andrea Seyer-Neulinger ist während der Abstimmung nicht im Saal. 
 
 
 
 
4. Projekt Erweiterung Kinderbetreuung Steiningerweg; Bericht und Kenntnisnahme 
 Berichterstatter/Antragsteller: Mario Stefan Moser-Luger, diplômé 
 
Der Gemeinderat hat am 29.04.2024 den Grundsatzbeschluss für das Projekt Erweiterung Kinder-
betreuung Steiningerweg gefasst. 
 
Aktueller Stand des Projektes am 26.02.2026: 
 
Kostenübersicht 

• Auf Basis der bisherigen Ausschreibungsergebnisse wird der Kostenplan eingehalten. 

• Aktuell liegen die Kosten um ca. € 8.400 niedriger als der Kostenrahmen (Stand 10.02.2026) 
 

 
 
Zeitplan  

• 1 Woche kältebedingter Stillstand im Jänner wurde bereits wieder aufgeholt 

• Aktuell liegen wir gut im Zeitplan 

• Inbetriebnahme 09/2026 aus heutiger Sicht möglich 
 
Dach 

• Dach plangemäß ca. in KW 14 (Anfang April) 
 
Einrichtung/Außenanlagen 

• Ausstattung erfolgt in enger Abstimmung mit dem Personal und der Betriebsführung 
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Lifteinbau 

• Erfolgt so, dass der laufende Betrieb möglichst nicht gestört wird. 

• Bei Bedarf werden das Personal und die Eltern rechtzeitig informiert. 
 
Der Rechtsträger und die Kindergartenleitung sind über den aktuellen Stand informiert. Es erfolgt 
laufend ein enger Austausch. 
 
Der Gemeinderat möge diesen Bericht zur Kenntnis nehmen.  
 
Der Bürgermeister erwähnt, dass der Zeitplan eingehalten wird und die Eröffnung zu Schulbeginn 
eingehalten werden kann. 
 
 
 
 
5. Vergabe der Bauarbeiten, Straßenbauprogramm 2026; Beschlussfassung 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 11.12.2025 das Straßenbauprogramm 2026 beschlossen. 
Die Ausschreibung der bituminösen Oberbau-, Deck- und Instandhaltungsarbeiten wurde im nicht 
offenen Verfahren im Unterschwellenbereich durchgeführt. 
 
Die Angebotsöffnung am 23.02.2026 ergab nach Prüfung der Angebote folgendes Ergebnis: 
 

Rhg. Firma Angebotspreis Inkl. Ust. 

1 Porr Bau GmbH aus Linz € 214.551,92 

2 Swietelsky AG aus Linz € 223.391,64 

3 Held & Francke aus Linz € 227.334,92 

4 Leyrer und Graf aus Traun € 248.757,62 

5 Strabag AG aus Linz nicht abgegeben 

 
Aufgrund der Kostenschätzung vom 10.01.2026 wurden für den ausgeschriebenen Bauumfang 
folgende Kosten veranschlagt: € 223.350,00 inkl. Ust. 
 
Das Angebot des Billigstbieters mit der Summe € 214.551,92 inkl. Ust. liegt um € 8.753,08 inkl. Ust 
= 3,9 % darunter. 
 
Die Finanzierung der Ausschreibung der bituminösen Oberbau-, Deck- und Instandhaltungs- arbei-
ten ist im Voranschlag 2026 vorgesehen. 
 
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehende vorberaten.  
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass der Auftrag für die Durchführung der Asphaltierungs-
arbeiten im Jahr 2026 an die Firma Porr Bau GmbH aus Linz mit der Angebotssumme von € 
214.551,92 inkl. Ust vorbehaltlich der finanziellen Mittel beschlossen wird. Die Finanzierung ist 
im Voranschlag 2026 vorgesehen. 
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Abstimmung: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
6. Ankauf eines neuen Traktors mit Zusatzgeräten für den Bauhof; Grundsatzbeschlussfas-

sung 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Der Steyrer Multi wurde im Jahr 2014 angekauft. Bis zum heutigen Tage hat er rund 7.500 Be-
triebsstunden. 
 
In den letzten 12 Jahren sind aufgrund der Einsatzgebiete (Kehrarbeiten, Schneestangensetzen, 
Baustellen, usw.) bzw. der Winterdienstdurchführung (Salzstreuung und Räumung) in der Ge-
meinde laufend Reparatur von zum Beispiel undichten Hydraulikzylinder, Korrosion der Bremsge-
stänge und Reparatur der Handbremse, Erneuerung von div. Seilzügen, zweimalige Reparatur des 
Getriebes, diversen Ölverlusten, usw. rund € 45.000, -- inkl. USt. investiert worden. Aufgrund der 
intensiven Nutzung ist mit weiteren Reparatur- und Instandhaltungskosten zu rechnen, weshalb 
der Ankauf eines neuen Traktors mit Zusatzgeräten notwendig ist. 
 
Die Ausschussmitglieder haben die Fahrzeuge im Bauhof vor einiger Zeit besichtigt. 
 
Lt. BBG-Ausschreibung ist die Firma Steyrer Traktoren als Bestbieter gelistet. Bei einem Neukauf 
eines Traktors mit Zusatzgeräten würden geschätzt Kosten von ca. € 160.000, -- exkl. USt. anfallen. 
Weiters könnten eventuelle Bundesmittel lukriert werden. 
 
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass der bestehende Traktor Steyrer Multi Baujahr 2014 
mit rund 7.500 Betriebsstunden erneuert werden soll. Der Ankauf eines neuen Traktors mit Zu-
satzgeräten ist über die BBG durchzuführen und ein Finanzierungsplan auszuarbeiten. Diese Kos-
ten sind im Voranschlag 2026 vorgesehen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
7. Abschluss einer Infrastrukturkosten- und Nutzungsvereinbarung gemäß § 16 Abs. 1. Z1 Oö. 

ROG 1994 idgF im Bereich Schweinbach – Ahornstraße für Teilflächen des Grundstückes 
2360/1; KG Engerwitzdorf; Beschlussfassung 

 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Der Grundbesitzer des Grundstückes Parzelle Nr. 2360/1, KG Engerwitzdorf, hat am 26.08.2025 um 

Umwidmung von Teilflächen von Grünland in Bauland-Wohngebiet, im Ausmaß von ca. 2.150 m² 

angesucht. 
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Nach § 16 Abs. 1 Z 1 Oö. ROG 1994 idgF und des Gemeinderatsbeschlusses der Gemeinde Enger-

witzdorf vom 20.10.2016 ist eine Infrastrukturkosten- und Nutzungsvereinbarung abzuschließen. 

Die von den Ausschüssen bzw. dem Gemeinderat ausgearbeiteten Bedingungen wurden in die 

Vereinbarung eingearbeitet. 

Aufgrund der erstellten Kostenaufstellung (Anlage 4 der Vereinbarung) wird eine Bankgarantie 

bzw. ein Sparbuch in Höhe von € 90.000,00 (Anlage 5 der Vereinbarung) seitens des Grundeigen-

tümers vorgelegt. Die Kostenschätzung beinhaltet die Errichtung der Infrastrukturen für Wasserlei-

tungs-, Kanal- und Straßenbau. 

Mit dem Abschluss dieser Vereinbarung soll auch die Firma Eitler und Partner aus Linz mit der Pla-

nung, Bauleitung, Baustellenkoordination und Vermessung der oben angeführten Infrastruktur-

maßnahmen betraut werden. Die Abrechnung erfolgt nach standardisierten Berechnungseinheiten 

und Baukostenberechnung für nicht standardisierte Bauwerke. 

 

Der Ausschuss hat diese Vereinbarung eingehend vorberaten. 

 
Antrag 

 
Der Gemeinderat möge den Abschluss einer Infrastrukturkosten- und Nutzungsvereinbarung mit 
dem Grundbesitzer der Parzelle Nr. 2360/1, KG Engerwitzdorf, gem. § 16 Abs.1. Z 11 Oö. ROG 
1994 idgF anlässlich der Umwidmung von Teilflächen des Grundstückes Nr. 2360/1, 
KG Engerwitzdorf beschließen und die Firma Eitler und Partner mit der Planung und der Baulei-
tung, Baustellenkoordination und Vermessung beauftragen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
8. Gestattungsvertrag mit Land Oö., Anschluss einer Verkehrsfläche der Gemeinde an die L 

1464 Katsdorfer Straße (km 4,360 li.i.S.d.Km); Beschlussfassung 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Die Gemeinde hat am 09.10.2025 ein Ansuchen für die öffentliche Anbindung des Feldweges Par-
zelle Nr. 3253; KG Klendorf an die L 1464 Katsdorfer Landesstraße im Bereich km 4,360 li.i.S.d.Km 
gestellt. 
Nunmehr wurde uns hierfür ein Gestattungsvertrag vom Amt der Oö. Landesregierung übermit-
telt. 
 
Verlesen des Gestattungsvertrages 
 
Der Ausschuss hat diesen Vertrag eingehend vorberaten. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den vollinhaltlich verlesen Gestattungsvertrag beschießen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
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9. § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz, Grundabtretung (Trompete) ins öffentliche Gut der Par-
zelle Nr.3253 KG Klendorf - Anbindung l 1464 Katsdorfer Landesstraße; Beschlussfassung 

 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
In Absprache mit der Landesstraßenverwaltung und den Grundbesitzern der Parzelle Nr. 3237/1 
und 3257; KG Klendorf wurde festgelegt, dass für die öffentliche Anbindung der Parzelle Nr. 3253; 
KG Klendorf an die L 1464 Katsdorfer Landesstraße eine Trompete erforderlich ist. 
 
Nunmehr liegt vom Geometer Ebner und Bauer aus Linz der Plan GZ 17989 vom 02.12.2025 vor. 
Die Liegenschaftsbesitzer treten kostenlos die Teilflächen 1 und 2 (lt. Teilungsplan) im Ausmaß von 
12m² ins öffentliche Gut Parzelle Nr. 3253; KG Klendorf ab. 
 
Diesbezüglich ist eine Verbücherung gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz für die im Plan ange-
führten Flächen erforderlich. 
 
Die Verbücherung erfolgt gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz. Dafür ist ein Gemeinderatsbe-
schluss erforderlich. Die grundbücherliche Durchführung geht zu Lasten der Gemeinde. 
 
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass die grundbücherliche Durchführung des Teilungspla-
nes GZ 17989 vom 02.12.2025 gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz beschlossen wird. Die 
Liegenschaftsbesitzer treten kostenlos die Teilflächen 1 und 2 im Ausmaß von 12m² ins öffentli-
che Gut Parzelle Nr. 3253; KG Klendorf ab. Weiters möge die Widmung der ins öffentliche Gut 
kommenden Flächen zum Gemeingebrauch beschlossen werden. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
10. § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz, Grundveräußerung von Teilfläche des öffentlichen Gutes 

Parzelle Nr. 843/14 und 1223/1; KG Niederkulm im Bereich der Liegenschaft Leitenweg 2a; 
Beschlussfassung 

 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 23.10.2025 beschlossen, dass eine Fläche von ca. 70 m² an 
der östlichen Grundgrenze der Liegenschaft Leitenweg 2a in Bereich des Leitenwegs in Außertreff-
ling an die Grundanrainer der Parzelle Nr. 843/15; KG Niederkulm zum Pauschalpreis von € 1.000, -
- veräußert wird. 
 
Nunmehr liegt vom Geometer Ebner und Bauer aus Linz der Plan GZ 17988 vom 02.12.2025 vor. 
Die Liegenschaftsbesitzerin Leitenweg 2a erwirbt aus dem öffentlichen Gut Parzelle Nr. 843/14 
und 1223/1, KG Niederkulm die Teilstücke 1 bis 4 (lt. Plan) im Gesamtausmaß von 74 m². 
 
Diesbezüglich ist eine Verbücherung gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz für die im Plan ange-
führten Flächen erforderlich. 
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Die Verbücherung erfolgt gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz. Dafür ist ein Gemeinderatsbe-
schluss erforderlich. Die grundbücherliche Durchführung trägt der Antragsteller. 
 
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge die grundbücherliche Durchführung des Teilungsplanes GZ 17988 vom 
02.12.2025 gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz beschließen. Die Liegenschaftsbesitzerin 
Leitenweg 2a erhält die Teilflächen 1 bis 4 im Gesamtausmaß von 74 m² aus dem öffentlichen 
Gut Parzelle Nr. 843/14 und 1223/1; KG. Niederkulm. Weiters möge die Aufhebung der aus dem 
öffentlichen Gut kommenden Fläche aus dem Gemeingebrauch sowie die Widmung der ins öf-
fentliche Gut kommenden Flächen zum Gemeingebrauch beschlossen werden. 
 
Vizebürgermeister Giritzer, MA kritisiert, dass es sich bei dem Verkauf wieder einmal um ein Ge-
meindegrundstück handelt. Das Grundstück soll allen Engerwitzdorfern zur Verfügung stehen. Es 
herrschen dort schwierige Straßenbedingungen. Auch das Begegnungsbankerl konnte nicht errich-
tet werden. 
Vizebürgermeister Schwarz, MBA fügt hinzu, dass die Erhaltungskosten des Grundstücks wesent-
lich höher wären. 
 
Abstimmung: mehrheitlich angenommen 
Zustimmung:  ÖVP-Fraktion, SPÖ-Fraktion (ohne GRM Mag. Dr. Christian Reiter, MA)  

FPÖ-Fraktion 
Gegenstimme: GRÜNE-Fraktion, GRM Mag. Dr. Christian Reiter, MA (SPÖ-Fraktion) 
GRM Werner Lehner ist während der Abstimmung nicht im Saal. 
 
 
 
 
11. § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz, kostenlose Rückübereignung einer Fläche des öffentli-

chen Gutes Parzelle Nr. 289/5; KG Holzwiesen; Beschlussfassung 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Der Ausschuss hat in der Sitzung am 27.11.2025 festgelegt, dass dem Ansuchen um Rückübereig-
nung einer Teilfläche im Ausmaß von ca. 4 m² aus der öffentlichen Verkehrsfläche Parzelle Nr. 
289/5, KG Holzwiesen zugestimmt wird. 
 
Nunmehr liegt vom Geometer Ebner und Bauer aus Linz der Vermessungsplan GZ 18006 vom 
26.01.2026 vor. Die Liegenschaftsbesitzer Alter Linzer Straße 38 erhalten eine Teilfläche im Aus-
maß von 6 m² kostenlos aus dem öffentlichen Gut Parzelle Nr. 289/5; KG. Holzwiesen zurück. 
 
Diesbezüglich ist eine Verbücherung gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz für die im Plan ange-
führten Flächen erforderlich. 
 
Die Verbücherung erfolgt gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz. Dafür ist ein Gemeinderatsbe-
schluss erforderlich. Die grundbücherliche Durchführung trägt der Antragsteller. 
 
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten. 
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Antrag 
 
Der Gemeinderat möge die grundbücherliche Durchführung des Teilungsplanes GZ 18006 vom 
26.01.2026 gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz beschließen. Die Liegenschaftsbesitzer er-
halten eine Teilfläche im Ausmaß von 6 m² aus dem öffentlichen Gut Parzelle Nr. 289/5; KG 
Holzwiesen. Weiters möge die Aufhebung der aus dem öffentlichen Gut kommenden Fläche aus 
dem Gemeingebrauch beschlossen werden. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer, GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc und GRM Werner Lehner 
sind während der Abstimmung nicht im Saal. 
 
 
 
 
12. Baukartell - Erteilung einer Vollmacht Prozessfinanzierer; Beschlussfassung 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 24.04.2025 die Rahmenvereinbarung der BBG betreffend 
des Baukartells beschlossen. 
 
Für die weitere Vorgangsweise muss nunmehr eine Vollmacht für den Prozessfinanzierer Brand 
Rechtsanwälte GmbH erteilt werden. 
 
Verlesen der Vollmacht. 
 
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass die vollinhaltlich verlesene Vollmacht im Fall einer 
erfolgreichen Prüfung der Ansprüche durch den Prozessfinanzierer der Brand Rechtsanwälte 
GmbH zur Prozessvertretung der Gemeinde erteilt wird. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc. sind während der 
Abstimmung nicht im Saal. 
 
 
 
 
13. Grundsatzbeschlussfassung, Grunderwerb einer Teilfläche aus den Parzellen Nr. 1832 und 

1831/1; KG Engerwitzdorf für die zukünftige Absicherung der Wasserversorgung; Be-
schlussfassung 

 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Um die Wasserversorgung auch zukünftig sicherzustellen, wurde mit der Liegenschaftsbesitzerin 
der Parzellen Nr. 1862 und 1831/1; KG Engerwitzdorf eine Vereinbarung für den Ankauf von Teil-
flächen im Ausmaß von ca. 700 m² zum Preis von € 20,00 je m² getroffen. Das genaue Ausmaß der 
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erforderlichen Grundfläche wird durch Vermessung festgelegt. Sämtliche Kosten gehen zu Lasten 
der Gemeinde. 
Dieses Grundstück ist für eine zukünftige Erweiterung der Wasserversorgung (Brunnenneubau 
oder zusätzliche Aufbereitungsanlage) gedacht. 
 
Die Finanzierung ist im Voranschlag 2026 vorgesehen. 
 
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den Ankauf des Grundstückes im Ausmaß von ca. 700 m² zum Preis von 
€ 20,00 je m² vorbehaltlich der finanziellen Mittel beschließen. Nach Vorlage der Vermessung ist 
gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz neuerlich ein Beschluss zu fassen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc sind während der 
Abstimmung nicht im Saal. 
 
 
 
 
14. Ankauf eines neuen Mannschaftstransportfahrzeuges (MTF) für die FF Schweinbach; 

Grundsatzbeschluss 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Die FF Schweinbach beabsichtigt ein Mannschaftstransportfahrzeug (MTF) anzukaufen. Die Finan-
zierung wird durch Förderungen, Spenden und die FF Schweinbach selbst getragen. 
Allerdings würde die Gemeinde Engerwitzdorf die Folgekosten (Versicherung, Tankkosten, In-
standhaltung) übernehmen. 
 
Um beim Landes-Feuerwehrkommando die Förderung beantragen zu können, benötigt die FF 
Schweinbach den Grundsatzbeschluss zum Ankauf des MTFs. 
 
Der Ausschuss beriet den Tagesordnungspunkt vor. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss zum Ankauf eines Mannschaftstransport-
fahrzeuges durch die FF Schweinbach fassen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc sind während der 
Abstimmung nicht im Saal. 
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15. Ankauf eines neuen Großlöschfahrzeuges (GLF) für die FF Schweinbach; Beschlussfassung 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Die FF Schweinbach beabsichtigt das LFB-A1 (Löschfahrzeug mit Bergeausrüstung und Allrad) zu 
einem Großlöschfahrzeug (GLF früher LFA) auszutauschen. 
Gemäß der „GEP-Besprechung“, Gemeinderatsbeschluss vom 12.04.2018, wurde der Austausch 
des Fahrzeuges im Jahr 2030 festgelegt. 
 
Der Ankauf eines neuen GLF wird aufgrund des Alters sowie der Reparaturanfälligkeit des bisheri-
gen Fahrzeuges erforderlich. 
 
Der Ausschuss beriet den Tagesordnungspunkt vor. 
 

Antrag 
 

Der Gemeinderat möge grundsätzlich beschließen, dass im Jahr 2030 ein neues Großlöschfahr-
zeug für die FF Schweinbach angekauft wird und der dafür erforderliche Betrag im Voranschlag 
2030 bzw. im mittelfristigen Finanzplan vorzusehen ist. Der Ankauf des Großlöschfahrzeuges soll 
beim Landes-Feuerwehrkommando beantragt werden. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc sind während der 
Abstimmung nicht im Saal. 
 
 
 
 
16. Nutzung des öffentlichen Gutes Parzelle Nr. 3308; KG Klendorf im Bereich der Liegenschaft 

Parzelle Nr. 3307; KG Klendorf, Vereinbarung; Beschlussfassung 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Eleonore Binder 
 
Der Tagesordnungspunkt wurde in der Sitzung am 27.11.2025 behandelt und zurückgestellt. Es hat 
ein weiterer Termin mit Frau Ehrenmüller, deren Sohn und Bürgermeister Christoph Meisinger im 
Jänner 2026 vor Ort stattgefunden. 
 
Vor einigen Jahrzehnten wurde als Maßnahme zur Stützung der Gartenmauer eine natürliche Auf-
schüttung mit Erde durchgeführt und diese in weiterer Folge als Befestigungsmaßnahme begrünt 
und bepflanzt. Dies wurde laut Aussagen im Einvernehmen mit bzw. in Kenntnis der Gemeinde 
durchgeführt, es liegen hierzu jedoch keine Unterlagen auf. 
 
Nunmehr ist hierfür eine Vereinbarung zwischen der Gemeinde Engerwitzdorf und dem Liegen-
schaftsbesitzer der Parzelle Nr. 3307, KG Klendorf betreffend eines Nutzungsrechts zur Anschüt-
tung, Bepflanzung (Sträuchern) sowie der Pflege auf dem öffentlichen Weg, Parzelle Nr. 3308, 
KG Klendorf, südlich der Liegenschaft Mühlholzstraße 45, Parzelle Nr. 3307, KG Klendorf ausgear-
beitet worden. 
 
Der Nutzungsbereich wird mit 1,00 m entlang der Liegenschaft Mühlholzstraße 45, Parzelle 
Nr. 3308, KG Klendorf festgehalten. Weiters ist die restliche Fläche (ca. 3,00 m) des öffentlichen 
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Wiesenweges im Bereich der Liegenschacht Mühlholzstraße 45 vom Antragsteller mindestens 
2 mal jährlich zu pflegen. 
 
Eine Planübersicht als wesentlicher Bestandteil der Vereinbarung liegt bei. 
 
Verlesen der Vereinbarung. 
 
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den vollinhaltlich verlesenen Gestattungsvertrag mit dem Liegen-
schaftsbesitzer Mühlholzstraße 45 beschließen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc. sind während der 
Abstimmung nicht im Saal.  
 
 
 
 
17. Anregung Änderung Bebauungsplan Nr. 4 "Schweinbach" Parzelle Nr. 2133, KG Engerwitz-

dorf (Flußgasse); Grundsatzbeschluss Planerstellung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Der Antragsteller beabsichtigt das auf der Parzelle Nr. 2133, KG Engerwitzdorf stehende Objekt 
„Flußgasse 9“ abzureißen und ein Zweifamilienhaus zu errichten. Das Grundstück ist vom Stamm-
plan des Bebauungsplanes Nr. 4 „Schweinbach“ aus dem Jahr 1986 erfasst. In diesem ist das Haus 
als Bestand dargestellt und die Baufluchtlinie ist an der Nordwestseite des Gebäudes festgelegt. 
Weiters sieht der Bebauungsplan eine eingeschossige Bebauung vor.  
 
Da das geplante Objekt mit diesen Bestimmungen nicht umgesetzt werden kann und diese auch 
nicht mehr zeitgemäß sind, ersucht der Antragsteller um Änderung des Bebauungsplanes dahin-
gehend, dass die Baufluchtlinie straßenseitig auf 3,0 m und die Änderung der Anzahl der Geschoße 
auf 2 geändert wird. Weiters sollen die derzeit geltenden Festlegungen wie Nebengebäude, Gara-
gen und Stellplätze, Einfriedungen und Geländeveränderungen sowie ein Grünflächenanteil in die 
Bestimmungen mitaufgenommen werden. 
 
Auf Vorschlag der Ortsplanerin werden die Parzellen Nr. 2136/1, 2133, 2132/2, 2132/3 und 2132/4 
in den Planungsraum einbezogen. Dadurch würden auch für diese Grundstücke die geltenden Fest-
legungen Anwendung finden.  
 
Der Ausschuss beriet den Tagesordnungspunkt.  

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, den Auftrag an die Ortsplanerin für die Erstellung der Stel-
lungnahme und des Planentwurfes nach den Vorgaben der Planzeichenverordnung für die Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Schweinbach“ in der angegebenen Form, zu vergeben. 
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Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
18. Anregung Änderung Bebauungsplan Nr. 24 "Haid" Parzelle Nr. 209/1, KG Klendorf (Ober-

holzstraße); Grundsatzbeschluss Planerstellung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Der Antragsteller beabsichtigt bei dem Objekt Oberholzstraße 2 auf der Parzelle Nr. 209/1, KG 
Klendorf das bereits ausgebaute Dachgeschoß auf ein vollwertiges Geschoß umzubauen und um 
einen Wohnraum und Abstellraum über der Garage zu erweitern. Sowie die Errichtung einer Lärm-
schutzmauer mit max. 3m Höhe entlang der Landesstraße L 1464 Katsdorfer Straße, um die Ge-
räuschbelastung zu reduzieren und damit gesunde Wohnverhältnisse sicherzustellen. Weiters soll 
die Möglichkeit bestehen, dass das genehmigte Schutzdach als Nebengebäude ausgeführt werden 
kann. 
 
Das Grundstück ist vom Bebauungsplan Nr. 24 „Haid“ mit folgenden Änderungen erfasst: 
- Änderung Nr. 1 aus dem Jahr 1986: Dieser legt die Bestimmungen für Baufluchtlinien, Garagen 
Nebengebäude und Einfriedungen fest. „Freistehende Nebengebäude dürfen ein Ausmaß von  
15m² bebauter Fläche und eine Traufenhöhe von max. 2,20m bzw. eine Firsthöhe von max.  
3,50m nicht überschreiten. Bei den Einfriedungen ist die Höhe mit max. 1,30m festgelegt“ 
-  Änderung Nr. 3 aus dem Jahr 1991: Diese enthält Bestimmungen über die Bauweise 
-  Änderung Nr. 7 aus dem Jahr 2001: Diese regelt die Gebäudehöhen und Dachformen: „max. 1 
Vollgeschoß + ausgebautes Dachgeschoß, Übermauerung max. 1,50m über oberste Geschoß-
Fußbodenoberkante. Dachneigung Pultdach: mind. 10° max. 30°.  
 
Da diese Bestimmungen nicht mehr zeitgemäß sind ersucht der Antragsteller für den geplanten 
Um- und Zubau um folgende Änderungen: 
- 2 geschoßige Bebauung 
- Anpassung der Baufluchtlinien an den genehmigten Bestand 
- Einfriedungen lt. Oö. Bauordnung  
- Lärmschutzmaßnahmen für Erreichung eines ausreichenden Lärmschutzes (Vorlage Lärmgut-

achten) unter Berücksichtigung des erforderlichen Sichtfeldes lt. RVS 
- Löschen der Festlegungen für Nebengebäude 
- Änderung der Dachform auf: freie Wahl der Dachformen 

 
Der Ausschuss beriet die vorgeschlagenen Änderungen und stimmte ihnen mit Ausnahme der Auf-
nahme der Lärmschutzwand zu, da diese das bestehende Ortsbild erheblich beeinträchtigen wür-
de. Auf Vorschlag der Ortsplanerin wird eine Geschoßflächenzahl in die Bestimmungen mitaufge-
nommen. Als Planungsraum wird der Bereich wie im derzeit gültigen Bebauungsplan festgelegt. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, den Auftrag an die Ortsplanerin für die Erstellung der Stel-
lungnahme und des Planentwurfes nach den Vorgaben der Planzeichenverordnung für die Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 24 „Haid“ in der angegebenen Form zu vergeben. 
 



Gemeinderat 
Seite 20 von 62 

 

Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
19. Anregung Änderung Nr. 54 (Ahornstraße) - Bebauungsplan Nr. 4 "Schweinbach"; Grund-

satzbeschluss 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Der Antragsteller beabsichtigt einen Teilbereich der Parzelle Nr. 2360/1, KG Engerwitzdorf im 
Ausmaß von ca.1.700m² mit 3 Doppelhäuser in 2-gschoßiger Ausführung zu bebauen. Das Grund-
stück befindet sich in Schweinbach westlich der Ahornstraße. Für diese Fläche ist gerade die Flä-
chenwidmungsplanänderung Nr. 119 von Grünland zu Bauland – Wohngebiet im Umwidmungsver-
fahren. 
 
Dieses Grundstück ist vom derzeit gültigen Bebauungsplan Nr. 4 „Schweinbach“ Änderung Nr. 13 
erfasst. Dieser legt eine offene Bauweise, eine Traufenhöhe von 6m und Firsthöhe von 9m sowie 
eine Geschoßflächenzahl von mindestens 0,4 und maximal 0,6 fest. Das Gelände darf um max.  
1m verändert werden, und die Höhe der Einfriedung darf max. 1,30m betragen. Die Dachausbil-
dung ist als Sattel- oder Walmdach mit einer Dachneigung von 18° bis max. 40° sowie bei einem 
Pultdach mindestens 6° und maximal 30° festgelegt. 
 
Der Antragsteller ersucht um Änderung des Bebauungsplanes, dass eine gekuppelte Bauweise 
möglich ist. 
 
Folgende Kennzahlen wurden ausgearbeitet:  
Parzelle Nr. 2360/3 und 2360/2:  
- Bauweise: offen oder gekuppelt  
- Geschoße: 2 max. 3  
- Geschoßflächenzahl (GFZ): 0,4/0,7 
- Gesamtgebäudehöhe: max. 10m 

Parzelle Nr. 2360/1:  
- Bauweise: offen oder gekuppelt  
- Geschoße: 2 max. 3 
- Geschoßflächenzahl (GFZ): 0,4/0,7 bei 2 geschoßiger Bebauung; 0,8 bei 3 geschoßiger Bebau-

ung  
- Gesamtgebäudehöhe: max. 10m 

 
Der Planungsraum wird auf die nördlich gelegenen Parzellen Nr. 2360/2 und 2360/3 (derzeit gülti-
ger Bebauungsplan Änderung Nr. 43 aus dem Jahr 2016) ausgeweitet und umfasst somit die 
Grundstücke 2360/1, 2360/2 und 2360/3, KG Engerwitzdorf. Für diesen Bereich gelten die Festle-
gungen wie freie Wahl der Dachformen, Mansarddächer unzulässig, Sattel- oder Walmdach mind. 
24° max. 40°, Pultdach max. 10°. Ebenso gelten die aktuellen Bestimmungen hinsichtlich Neben-
gebäude, Garagen, Stellplätzen, Geländeveränderungen, Einfriedungen sowie dem festgelegten 
Grünflächenanteil. 
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Mit dieser Änderung soll künftig im Sinne einer bodensparenden Bauweise eine Aufstockung auf 
drei Geschoße ermöglicht werden. Der zentrale Siedlungsraum lässt eine raumplanerisch ge-
wünschte Verdichtung zu. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss für die Einleitung des Verfahrens mit dem Plan-
entwurf Änderung Nr. 54 des Bebauungsplanes Nr. 4 „Schweinbach“ in der vorliegenden Form 
fassen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Dr. Jenny Niebsch nimmt wegen Befangenheit nicht an der Abstimmung teil. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
20. Anregung Änderung Nr 1 - Bebauungsplan Nr. 72 "Steiningerweg II"; Grundsatzbeschluss 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Wie bereits berichtet, beabsichtigt die Fa. Brunner Bau GmbH die Errichtung einer Wohnbebauung 
mit geförderten Mietwohnungen auf der Parzelle Nr. 556, KG Niederkulm. Die Parzelle im Ausmaß 
von 6.293m² liegt in Mittertreffling am Steiningerweg nördlich des Spar Marktes. Der Gemeinderat 
erteilte in der Sitzung am 11.12.2025 die Zustimmung für die Erstellung des Planentwurfes und der 
Stellungnahme der Ortsplanerin. 
 
Für diesen Bereich ist der Bebauungsplan Nr. 72 „Steiningerweg II“, der seit Jänner 2000 rechts-
wirksam ist, gültig. In diesem ist die Fläche in eine nördliche und südliche Hälfte mit einer bauli-
chen Nutzungsgrenze geteilt, in welchen nach Norden abnehmende Dichten Geschoßflächenzahl 
0,8 und 0,6 sowie Traufenhöhen von 10,5 und 7,5 und Firsthöhen von 14m und 11m festgelegt 
sind. 
 
Geplant ist die Errichtung von drei Wohngebäuden mit 52 geförderten Mietwohnungen. Die Ge-
bäude werden jeweils mit drei Geschoßen errichtet und aufgrund der Hanglage treten diese talsei-
tig viergeschoßig in Erscheinung und sind ost- westseitig orientiert und höhenmäßig versetzt. Ins-
gesamt werden 86 Stellplätze festgelegt, die sich auf eine gemeinsame mittige Tiefgarage sowie 
Freistellplätze aufteilen. Der Stellplatzschlüssel wird an die Wohnungsgrößen angepasst, sodass 
bei Zweiraumwohnungen bis max. 55m² 1 Stellplatz vorgesehen ist. Die Abtretung entlang des 
Steiningerweges soll in einer Breite von 1m zur Erweiterung des Gehsteiges erfolgen und als Geh- 
und Radweg benutzt werden. 
Die Erschließung der Tiefgarage wird im südlichen Endbereich des Zu- und Ausfahrtsverbotes am 
Steiningerweg situiert. Der Fußweg im nordöstlichen Bereich wird Richtung Nordwesten ver-
schwenkt, dazu ist in diesem Bereich noch eine Breite von 1,5m abzutreten. 
 
Die Baufluchtlinien werden auf drei Felder definiert, die zueinander entsprechende Abstände zur 
Belichtung aufweisen. Die offene Bauweise bleibt erhalten, die Geschoßflächenzahl wird mit 0,9 
festgelegt und die Gebäudehöhen werden auf absolute Adriahöhen fixiert. Der Grünflächenanteil 
von 40% der Bauplatzfläche soll mit Kompensationsmöglichkeiten zu einer klimafitten Durchgrü-
nung dieses zur Verdichtung vorgesehenen Bereiches führen. Weiters ist im Bereich des Steinin-
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gerweges eine öffentliche zugängliche Freifläche (Spielfläche) sowie ein öffentliches Durchgangs-
recht durch die Anlage vorgesehen. Ein Projekt zur Verbringung der Oberhangwässer sowie der 
durch die Bebauung anfallenden Dach-, Oberflächen- und Straßenwässer ist vor Bewilligung des 
Bauplatzes vorzulegen. 
Durch die Errichtung von mehrgeschoßigen, großvolumigen Objekten wird die Kernfunktion im 
Siedlungsbild verdeutlicht und somit die Attraktivität des Ortsbildes erhöht. 
 
Nach Beratung des Tagesordnungspunktes im Ausschuss wurde auf Anfrage des Antragstellers und 
positiver Rückmeldung der Ortsplanerin noch folgende geringfügige Änderung vorgenommen: 

- Aufhebung der baulichen Nutzungsgrenze da die Bauplatzfläche bereits in Baufelder unter-
teilt ist. 

- Erhöhung der Geschoßflächenzahl von 0,9 auf 0,95 um dem Bauherrn zusätzlichen Spiel-
raum zu ermöglichen. 
 

Alle weiteren Festlegungen bleiben unverändert. 
Die Fraktionsobleute wurde von dieser geringfügigen Änderung informiert. 
 

Antrag 
 

Der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss für die Einleitung des Verfahrens mit dem Plan-
entwurf der Änderung Nr. 1 des Bebauungsplanes Nr. 72 „Steiningerweg II“ in der vorliegenden 
Form fassen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GREM Josef Ehrenmüller nimmt wegen Befangenheit nicht an der Abstimmung teil. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
21. Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013, Änderung Nr. 120 (ehemalige Wegparzelle Nr. 2722, KG 

Engerwitzdorf); Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Die Widmungsänderung der bereits aufgelassenen öffentlichen Wegverbindung (jetzt Teilflächen 
der Parzellen Nr. 2118, 2120/1, 2121, 1979/1, KG Engerwitzdorf von „öffentlicher Verkehrsfläche“ 
zu „Bauland -Dorfgebiet“ liegt im ursprünglichen Dorfkern von Schweinbach. Der Gemeinderat 
fasste in der Sitzung am 23.10.2025 den Grundsatzbeschluss für die Einleitung des Genehmigungs-
verfahrens.  
 
Folgende Stellungnahmen langten im Zuge des Verfahrens ein.  
 
Die Linz Netz GmbH und die Netz Oö. GmbH erheben keinen Einwand.  
 
Seitens der Abteilung Wasserwirtschaft bestehen keine Einwände.  
Trinkwasservorsorge: Die Planungsfläche befindet sich innerhalb der Randzone des Grundwasser-
schongebietes Oberes Gallneukirchner Becken (LGBI. Nr. 103/2006). Bei Beachtung der diesbezüg-
lichen wasserrechtlichen Vorgaben (zB.: bewilligungspflichtige Maßnahmen) bestehen keine Ein-
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wände gegen diese Umwidmung. Das Grundwasserschongebiet ist im Flächenwidmungsplan kor-
rekt enthalten.  
Die Planungsfläche befindet sich weiters innerhalb des Regionalprogrammes „Trinkwassernutzung 
aus Tiefengrundwässern" (LGBI. Nr. 130/2021). Das Grundwasser der oberösterreichischen Tiefen-
grundwasserkörper wird - unbeschadet bestehender Rechte - vorzugsweise der Trinkwassernut-
zung über gemeinschaftliche Versorgungsstrukturen und der Trinkwassernotversorgung gewid-
met. Bei Beachtung der diesbezüglichen wasserrechtlichen Vorgaben bestehen keine Einwände. 
Das Regionalprogramm ist im Plan korrekt enthalten. 
Schutzwasserwirtschaft (Gewässerbezirk Linz):  
Den vorliegenden Planungen wird zugestimmt. Die Planungsfläche befindet sich in keinem durch 
Hochwasser (HW100) oder Hangwasser gefährdeten Bereich. 
 
Die Abteilung Raumordnung teilt mit, dass die Planung bei Beachtung der wasserwirtschaftlichen 
Hinweise zur Kenntnis genommen werden kann. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den Beschluss zur Änderung Nr. 120 des Flächenwidmungsplanes Nr. 
6/2013 fassen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
22. Bebauungsplan Nr. 4 "Schweinbach" Änderung Nr. 53 (Dorfweg); Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Die Änderung Nr. 53 des Bebauungsplanes Nr. 4 „Schweinbach“ liegt im ursprünglichen Dorfkern 
von Schweinbach. Der Gemeinderat fasste in der Sitzung am 23.10.2025 den Grundsatzbeschluss 
für die Einleitung des Genehmigungsverfahrens.  
 
Dazu langten folgende Stellungnahmen ein:  
Die Linz Netz GmbH erhebt keinen Einwand.  
 
Die Netz Oö. GmbH teilt mit, dass die Ortsgasversorgung OGV 316 Engerwitzdorf im Bereich der 
Parzellen Nr. 2120/2, 2120/3, 1974/2 und 2123/2 berührt ist. Es besteht kein Einwand, sofern die 
derzeitigen Höhen unverändert bleiben bzw. sich nur geringfügige Änderungen ergeben, sodass 
eine Überdeckung von 1m gewährleistet ist und ein Bauverbotstreifen von 1,0 m beiderseits der 
Leitungsachse von jeglicher Bebauung freigehalten wird. Auch längsführende Gartenmauern, Ga-
ragen, Carports, Dachvorsprünge, Wintergärten und dgl. gelten als Bebauung.  
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird insbesondere die Vergrößerung des Abstandes zur Großen 
Gusen und die Einfügung eines Grünflächenanteiles positiv beurteilt. Negative Auswirkungen auf 
das Natur- und Landschaftsbild werden nicht erwartet.  
 
Die Abteilung Wasserwirtschaft teilt mit:  
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Trinkwasservorsorge: Dem Bebauungsplan wird zugestimmt. Das Grundwasserschongebiet ist im 
Plan enthalten. Bei Beachtung der diesbezüglichen wasserrechtlichen Vorgaben (zB bewilligungs-
pflichtige Maßnahmen) bestehen keine Einwände. Das Regionalprogramm „Trinkwassernutzung 
aus Tiefengrundwässern“ ist im Plan enthalten. Bei Beachtung der diesbezüglichen wasserrechtli-
chen Vorgaben bestehen keine Einwände.  
Schutzwasserwirtschaft: Aus fachlicher Sicht wird dem Bebauungsplan zugestimmt. Der weitest-
gehend bereits bebaute Planungsbereich ist durch 30- und 100- jährliches Hochwasser betroffen. 
Eine Hangwassergefährdung ist nicht gegeben. Der Mindestabstand zum öffentlichen Wassergut 
wurde eingehalten.  
 
Die Abteilung Umweltschutz gibt bekannt, dass unter Berücksichtigung der Abschirmwirkung der 
nördlich der A7 situierten etwa 4 m hohen Lärmschutzwand aufgrund des Straßenverkehrs auf der 
A7 im Planungsgebiet ein Beurteilungspegel von Lden ≤ 55 dB im Tag-Abend-Nacht Zeitraum und Ln 
≤ 45 dB im Nachtzeitraum erzeugt wird. Es wird darauf hingewiesen, dass sich dieser Schallpegel 
auf ein Geländeniveau in 4 m Höhe bezieht und in den zweiten- oder dritten Geschoßen der 
Schallpegel an der südlichen Fassade aufgrund abnehmender Abschirmwirkung der Lärmschutz-
wand entsprechend erhöht. 
Unter Berücksichtigung der Abschirmwirkung durch das Vereinsgebäude wird durch den Fußball-
platz bzw. Tennisplatz im Zeitraum Tag (6:00 – 19:00 Uhr) und Abend (19:00 – 22:00 Uhr) ein Beur-
teilungspegel von Lr = 52 dB bzw. Lr = 47 dB erzeugt. Unter Berücksichtigung eines Vollbetriebes 
beider Schallemittenten liegt der Gesamtschalldruckpegel somit bei Lr = 53 dB. Unter Berücksichti-
gung eines Vollbetriebes auf den Sportstätten kann der Planungsrichtwert gemäß ÖNORM S 5021 
für Dorfgebiete im Abendzeitraum von 50 dB im südlichen Planungsgebiet nicht eingehalten wer-
den und es sind im Bebauungsplan textliche Festlegungen hinsichtlich erforderlicher Lärmschutz-
maßnahmen wie beispielsweise zeitliche Einschränkungen des Spielbetriebes zu treffen. 
Dazu wird angemerkt: Für die Flutlichtanlage der Union Schweinbach (Parzelle Nr. 1976, KG En-
gerwitzdorf) gibt es eine zeitliche Nutzung bis max. 22:00 Uhr die bescheidmäßig festgelegt ist.  
Auf Nachfrage beim Sachverständigen der Abteilung Umweltschutz erhielten wir folgende Ergän-
zung die in den textlichen Bestimmungen aufgenommen werden kann: „Bei Überschreitung eines 
Beurteilungspegels von 55 dB im Tagzeitraum (6:00 – 19:00 Uhr) und 50 dB im Abendzeitraum 
(19:00 – 22:00 Uhr) ist im südlichen Planungsgebiet (Parzelle Nr. 1974/2, 1979/1, 2123/2) bei 
Neubauten eine lärmschutzorientierte Planung wie beispielsweise die Ausrichtung der Wohn- und 
Schlafräume auf die sportstättenabgewandte Fassade und/oder der Einbau von Lärmschutzfenster 
und Schalldämmlüfter zu realisieren.“ 
Diese Ergänzung wurde in die Bestimmungen aufgenommen.  
 
Die Abteilung Raumordnung teilt mit, dass aufgrund der fachlichen Stellungnahme Forderungen 
bestehen. Weiters ist derzeit die Übereinstimmung des Bebauungsplanes mit den Festlegungen 
des verordneten Flächenwidmungsplanes nicht gegeben. Für die Änderung des Bebauungsplanes 
gilt es, zeitlich und inhaltlich auf die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 6.120 abzustimmen.  
 

 
Antrag 

 
Der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 53 des Bebauungsplanes Nr. 4 „Schweinbach“ in der 
vorliegenden Form beschließen.  
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
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23. Anregung Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013 und Örtliches Entwicklungskonzept 
Nr. 2/2013, Teilfläche Parzelle Nr. 770, KG Engerwitzdorf (Klammstraße II); Grundsatzbe-
schlussfassung zur Planerstellung 

 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Die beantragte Widmung einer Teilfläche der Parzelle Nr. 770, KG. Engerwitzdorf, von „Für die 
Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche“ zu der Sonderausweisung im Grünland: „Agrar – PV-
Freiflächenanlagen“ im Ausmaß von ca. 6.700 m² liegt in der Ortschaft Engerwitzberg östlich der 
Siedlung Klammstraße. Das Grundstück ist nördlich durch die Klammstraße aufgeschlossen und im 
Westen befindet sich bereits eine 600 kWp Agrar – PV-Freiflächenanlage des Antragstellers. Auf 
der besagten Fläche ist nun die Errichtung einer weiteren 450 kWp Freiflächenanlage mit Doppel-
nutzung der Fläche durch zusätzliche Tierhaltung geplant. 
 
Laut Antragsteller entspricht die Fläche den Kriterien der kürzlich vorgestellten Oö. Photovolta-
ikstrategie 2030: 

• Geogene Risikobereiche - kein Risiko 

• Wasserwirtschaft  - kein Risiko 

• Forstwirtschaft  - kein Risiko (30m Abstand zum Wald wird eingehalten) 

• Naturhaushalt   - kein Risiko 

• Landschaftsschutz  - kein Risiko 

• Energiewirtschaft  - Zone Priorität 1 Entfernung zu Umspannwerk  
Friensdorf 3,5km, Mittelspannungsanschluss vorhanden 

• Raumordnung   - kein Risiko 

• Landwirtschaft und Bodenschutz zulässig FEG 4 
 
Hierzu wird seitens der Gemeinde ergänzt, dass das Grundstück sich in der Regionalen Grünzone 
befindet und der Gesamtraumwiderstand RWS 3 beträgt, ist also hoch bedeutsam. Es ist keine 
landschaftliche Bodenschutzzone. Das Standortpotential für natürliche Pflanzengesellschaften und 
der Filter und Puffer für Schadstoffe weisen einen Funktionserfüllungsgrad (FEG) von 3 (mittel), bei 
dem Lebensraum für Bodenorganismen und der Natürlichen Bodenfruchtbarkeit FEG 4 (hoch) und 
der Abflussregulierung 4-5 (hoch bis sehr hoch) auf.  
 
Auch den Kriterienkatalog des Arbeitskreises der Gemeinde Engerwitzdorf zur Bewertung von Flä-
chen für Photovoltaikanlagen hat der Antragsteller ausgefüllt. Nach ein paar Anpassungen durch 
die Ortsplanerin ist der Kriterienkatalog nun wie folgt zu beurteilen: 
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Insgesamt erreicht die besagte Fläche 10 Punkte, wodurch sich laut Kriterienkatalog die Empfeh-
lung „Diese PV-Freiflächenanlagen sollten zugelassen werden“ ergibt. 
 
Der Ausschuss beriet den Tagesordnungspunkt. 
 

Antrag 
 

Der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss fassen, dass mit der Einleitung des Verfahrens 
zur Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6/2013 und des Örtlichen Entwicklungskonzeptes 
Nr. 2/2013 für eine Teilfläche der Parzelle 770, KG Engerwitzdorf von „Für die Land- und Forst-
wirtschaft bestimmte Fläche“ zu „Sonderausweisung im Grünland: Agro-PV-Anlage“ im Ausmaß 
von ca. 6.700m², der Auftrag an die Ortsplanerin für die Erstellung der Stellungnahme und des 
Planentwurfes gegeben wird. 
 
Abstimmung: mehrheitlich angenommen  
Zustimmung:   ÖVP-Fraktion, SPÖ-Fraktion, GRÜNE-Fraktion 
Gegenstimme: FPÖ-Fraktion 
GRM Mag. Dr. Christian Reiter, MA und GRM Nicole Karlinger sind während der Abstimmung nicht 
im Saal.  
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
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24. Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013, Änderung Nr. 118 (Engerwitzdorf); Beschluss-
fassung 

 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Die beantragte Widmung der Teilfläche der Parzelle Nr. 83/7, KG Engerwitzdorf von ca. 7.800 m² 
befindet sich in der Ortschaft Engerwitzdorf westlich der Schwalbenweg-Siedlung. Der Gemeinde-
rat fasste in der Sitzung am 05.06.2025 den Grundsatzbeschluss für die Einleitung des Genehmi-
gungsverfahrens und im OE-Ausschuss am 16.09.2025 wurden die eingelangten Stellungnahmen 
bereits behandelt. 
In der Stellungnahme von der Örtlichen Raumplanung wurde darauf hingewiesen, dass sich ein Teil 
der Widmungsfläche innerhalb des Freihaltebereiches für die Errichtung der RegioTram befindet. 
In dieser Stellungnahme wird (nach Rücksprache mit der Abteilung Gesamtverkehrsplanung und 
öffentlicher Verkehr) angeregt, im Zuge dieses Verfahrens den in den Freihalteberich hineinragen-
den Teil im Ausmaß von ca. 225m² in land- und forstwirtschaftliches Grünland rückzuwidmen. Bei 
Berücksichtigung dieser Anregung kann die Umwidmung zur Kenntnis genommen werden. 
 
Aufgrund dieser Stellungnahme erkundigte sich die Antragstellerin erneut bei der Abteilung Ge-
samtverkehrsplanung und öffentlicher Verkehr, da sie einer solchen Rückwidmung nicht zustim-
men möchte. Eine Rückwidmung würde eine Wertminderung ihres Grundstückes bedeuten.  Laut 
einer schriftlichen Mitteilung ihrerseits erhielt sie die Auskunft, dass einer Umwidmung auch im 
Freihaltebereich der RegioTram nichts entgegen spräche. 
 
Da sich diese Aussage der ersten Stellungnahme jedoch widerspricht, ersuchten wir seitens der 
Gemeinde erneut um Rückmeldung der Abteilung Gesamtverkehrsplanung und öffentlicher Ver-
kehr. Der zuständige Sachverständige wird sich nach Rücksprache mit der Abteilung Raumordnung 
schriftlich bei der Gemeinde melden. 
 
Der Ausschuss beriet den Tagesordnungspunkt, jedoch langte die schriftliche Rückmeldung erst 
nach der Ausschusssitzung ein. Daher wurde im Ausschuss über einen vorbehaltlichen Antrag ab-
gestimmt. 
 
Folgende Rückmeldung vom Sachverständigen der Abteilung Gesamtverkehrsplanung und öffent-
licher Verkehr ein: 
 
Ziel des Raumordnungsprogramms des Landes ist die Freihaltung des Verordnungskorridors von 
Bebauung und die Vermeidung von vermeidbaren Mehrkosten gegenüber dem Verordnungsstand, 
und zwar unabhängig von der jeweiligen Widmung. Ich ersuche darum, dies im weiteren Wid-
mungsverfahren bei der Gemeinde zu berücksichtigen. Auch bei einer Aufrechterhaltung der jetzi-
gen Widmung muss mit einer negativen Beurteilung eines anzeigepflichtigen Bauverfahrens ge-
rechnet werden.  
 

Antrag 
 

Der Gemeinderat möge den Beschluss zur Änderung Nr. 118 des Flächenwidmungsplanes Nr. 
6/2013, mit der von der Antragstellerin gewünschten ersten Version des Planentwurfes inklusive 
der 225m² innerhalb des Freihaltebereiches für die RegioTram, fassen.  
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Abstimmung: mehrheitlich angenommen 
Zustimmung:   ÖVP-Fraktion, GRÜNE-Fraktion, FPÖ-Fraktion 
Stimmenthaltung: SPÖ-Fraktion 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
25. Änderung Nr. 119 Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013 (Schweinbach); Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Die beantragte Widmungsänderung einer Teilfläche der Parzelle 2360/1, KG Engerwitzdorf, von 
„Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche“ zu „Bauland – Wohngebiet“ im Ausmaß von 
ca. 1.700 m², stellt eine Widmungslücke im Zentrum des Hauptortes und Siedlungsschwerpunktes 
Schweinbach dar. Auf Empfehlung der Ortsplanerin sollen zudem Teilflächen der Parzelle 2402/6, 
2733 und 2355/1, KG Engerwitzdorf von „Verkehrsfläche“ zu Bauland „Wohngebiet“ angepasst 
werden, da sie keine Sammelstraßen darstellen und keine besondere Bedeutung im Verkehrssys-
tem aufweisen. Dadurch ergibt sich ein größerer Planungsraum als die angeregte Fläche. In Ab-
sprache mit der Bautechnik wird zudem die Straße „Mitterweg“ im Zuge der Umwidmung im südli-
chen Widmungsbereich fortgesetzt und der „Ahornweg“ östlich angrenzend verbreitert, d.h. die 
benötigte Fläche wird vom Antragsteller abgetreten. 
 
Die Kosten für die erforderlichen Infrastrukturmaßnahmen (Verlängerung und Verbreiterung der 
Straße, Wasserleitung, Kanal) sind vom Grundstückseigentümer zu übernehmen. Die Infrastruk-
turvereinbarung ist als Tagesordnungspunkt in dieser Sitzung. 
 
Der Gemeinderat fasste in der Sitzung am 23.10.2025 den Grundsatzbeschluss für die Einleitung 
des Genehmigungsverfahren. 
 
Im Zuge des Verfahrens langten folgende Stellungnahmen ein: 
 
Von der LINZ Netz GmbH und der Netz Oö. GmbH werden keine Einwände erhoben. Letztere wei-
sen aber darauf hin, dass die derzeitigen Höhen unverändert bleiben bzw. sich nur geringfügige 
Änderungen ergeben, sodass eine Überdeckung von 1,0 Meter gewährleistet ist und ein Bauver-
botsstreifen von 1,0 Meter beiderseits der Leitungsachse von jeglicher Bebauung freigehalten 
wird. 
 
Aus naturschutzfachlicher Hinsicht wird die Widmungsänderung zur Kenntnis genommen. Die Än-
derungsfläche befindet sich im Zentrum des Hauptortes und Siedlungsschwerpunktes von 
Schweinbach und grenzen im Wesentlichen umliegend bereits Wohngebiete mit entsprechenden 
Baubeständen an. Das Natur- und Landschaftsbild wird daher im gegenständlichen Bereich bereits 
maßgeblich durch die Baubestände des Gemeindehauptortes geprägt und ist in naturschutzfachli-
cher Sicht durch diesen Lückenschluss im Gemeindehauptort mit keinen maßgeblich negativen 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu rechnen.  
 
Die Abteilung Land- und Forstwirtschaft erhebt keine Einwendungen gegen die geplante Wid-
mung. 
 
Die Abteilung Wasserwirtschaft nimmt wie folgt Stellung: 



Gemeinderat 
Seite 29 von 62 

 

Trinkwasserversorgung: 
Die umzuwidmende Fläche befindet sich mit einem geringen Teil am nördlichen Rand der Zone III 
des Trinkwasserschutzgebietes „Engerwitzdorf Brunnen E IIa und E III“ 
Weiters befindet sich die umzuwidmende Fläche im Grundwasserschongebiet „Oberes Gallneu-
kirchner Becken Kernzone“ und im wasserwirtschaftlichen Regionalprogramm „Trinkwassernut-
zung aus Tiefengrundwässern“. 
Die jeweiligen Auflagen sind einzuhalten. 
Der Umwidmung wird zugestimmt. 
 
Schutzwasserwirtschaft (Gewässerbezirk Linz): 
Den vorliegenden Planungen wird zugestimmt. Die Planungsfläche befindet sich in keinem durch 
Hochwasser (HW100) oder Hangwasser gefährdeten Bereich. 
 
Ansonsten besteht seitens der Abteilung Wasserwirtschaft keine Einwände. Die Anschlussmöglich-
keiten an den öffentlichen Kanal sowie an die Ortswasserleitung sind gegeben und es sind diese 
Anschlüsse rechtzeitig herzustellen. 
 
Eine Sammelstellungnahme von mehreren Nachbarn langte im Zuge des Verfahrens ein: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Gegenüber der vorgeschlagenen Änderung des Flächenwidmungsplans, also der Umwidmung der 
betroffenen Fläche in Bauland, möchten wir wie folgt Stellung nehmen. 
 
Die bestehende Grünfläche im Ortszentrum hat eine wichtige Bedeutung bei der Regulierung der 
Temperatur sowie beim Oberflächenwassermanagment im Ortszentrum. Wir befürchten, dass eine 
weitere Versiegelung – die ja der Umwidmung folgen würde – zu einer Temperaturerhöhung im 
Ortszentrum im Sommer führen würde. Zusätzlich könnte es bei Starkregen zu Überschwemmun-
gen im Bereich Weidenweg kommen. Für die vor wenigen Jahren durchgeführte überdimensionier-
te Versiegelung des Spar-Parkplatzes wirkt die betrachtete Fläche derzeit noch als Korrektiv. Bevor 
die betreffenden Flächen umgewidmet werden, sollte die Gemeinde dafür Sorge tragen, dass: 

• Die Versiegelung auf der betreffenden Fläche minimal bleibt. Dies könnte unter anderem er-
reicht werden, indem die Gemeinde auf eine versiegelte Verbreiterung der Ahornstraße 
über das bisherige Maß verzichtet. 

• Die Umwidmung/Bebauung des Gebietes keine Erhöhung der Überschwemmungsgefahr in 
Schweinbach nach sich zieht. Gegebenenfalls sollten Ausgleichsmaßnahmen im Ortszent-
rum erwogen werden, etwa durch den Rückbau bzw. die Entsiegelung von Parkflächen. 

• Die Umwidmung nicht zur weiteren Erhitzung des Ortskernes führt. Schon jetzt muss man 
etwa am SPAR-Parkplatz im Sommer mit Temperaturen jenseits der 40 Grad rechnen. Hier 
würde sich die Pflanzung möglichst vieler großkroniger Laubbäume auf der umgewidmeten 
Fläche bzw. generell im Ortszentrum anbieten. 

 
Seitens der Gemeinde wird hierzu angemerkt, dass sich im Ortszentrum bereits mehrere Flächen 
befinden, die als „Grünzug“ bzw. „Trenngrün“ gewidmet wurden, um Grünflächen von der Bebau-
ung freizuhalten. Die besagte Fläche ist jedoch auch laut dem rechtswirksamen Örtlichen Entwick-
lungskonzept als Bauland Fläche vorgesehen. Auf Grund der bereits vollständig vorhandenen Inf-
rastruktur ist die Bebauung in den Ortszentren wünschenswert.  
Die Ahornstraße wird wie in der Infrastrukturkostenvereinbarung festgelegt auf die vorgesehenen 
6 m verbreitert. Laut Straßenverwaltung der Gemeinde Engerwitzdorf sind diese 6 m für öffentli-
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che Straßen festgelegt worden und vor allem für den Winterdienst oder auch andere Verkehrs-
maßnahmen (zB Umleitungen) erforderlich. 
 
Als Baulandsicherungsmaßnahme gemäß § 16 Oö. ROG 1994 wurde mit dem Grundeigentümer 
eine Vereinbarung abgeschlossen. 
 
Der Ausschuss beriet den Tagesordnungspunkt 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den Beschluss für die Einleitung des Verfahrens mit dem Planentwurf 
Änderung Nr. 119 des Flächenwidmungsplanes Nr. 2/2013 für die Parzelle Nr. 2360/1, Teilfläche 
2402/6, KG Engerwitzdorf im Ausmaß von ca. 2.330 m² von „Für die Land- und Forstwirtschaft 
bestimmte Fläche“ und Teilflächen der Parzellen Nr. 2402/6, 2733 und Parzelle Nr. 2355/1, KG 
Engerwitzdorf im Ausmaß von ca. 2.460 m² von „Verkehrsfläche“ zu Bauland „Wohngebiet“ mit 
der Baulandsicherungsvereinbarung fassen. Zudem soll der Stellungnahme der Nachbarn nicht 
stattgegeben werden. 
 
GRM Wolfsegger wünscht sich von der Politik mit Weitblick zu agieren. Die Ortskerne sollen belebt 
werden und die Siedlungsränder baulich entlastet. Der Klimawandel fordert auch Anpassungen im 
Infrastrukturbereich. So wäre in diesem Bereich auch nur eine Teilversiegelung der Straße denk-
bar. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Dr. Jenny Niebsch nimmt wegen Befangenheit nicht an der Abstimmung teil. 
GRM Ingrid Gatttinger ist während der Abstimmung nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
26. Änderung Nr. 121 Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013, (Keplingerweg); Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Die beantragte Widmungsänderung der Parzelle 250/3, KG Klendorf, von „Grünland“ zu „Bauland 
– Wohngebiet“ im Ausmaß von 1.037m², stellt eine Widmungsabrundung bzw. einen Auffüllungs-
bereich in der Ortschaft Haid dar. Das Grundstück ist auf 3 Seiten von bebautem Wohnland umge-
ben. Auf der besagten Parzelle befindet sich bereits ein Wohngebäude. Die Parzelle ist daher auch 
schon vollständig erschlossen. Auch der Öffentliche Verkehr ist fußläufig erreichbar. 
Der Gemeinderat fasste in der Sitzung am 11.12.2025 den Grundsatzbeschluss für die Einleitung 
des Genehmigungsverfahrens. 
 
Im Zuge des Verfahrens langten folgende Stellungnahmen ein: 
 
Von der Netz Oö. GmbH und der LINZ Netz GmbH werden keine Einwände erhoben. 
 
Von der Abteilung Raumordnung wurden ebenfalls keine Einwände erhoben. Lediglich eine Über-
prüfung der Rechtmäßigkeit des Baubestandes wird im Genehmigungsverfahren durch die Auf-
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sichtsbehörde erfolgen. Hierfür sind geeignete Unterlagen im nächsten Verfahrensschritt zu 
übermitteln. 
 
Hierzu wird seitens der Gemeinde auf den vorliegenden bewilligten Einreichplan hingewiesen. 
 
Es langten keine weiteren Stellungnahmen ein. 
 
Der Ausschuss beriet den Tagesordnungspunkt. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den Beschluss zur Änderung Nr. 121 des Flächenwidmungsplanes Nr. 
6/2013 fassen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
Vizebürgermeister Andreas Giritzer, MA ist während der Abstimmung nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
27. Änderung Nr. 122 Flächenwidmungsplan Nr. 6/2013 und Änderung Nr. 51 des Örtlichen 

Enwticklungskonzeptes Nr. 2/2013, (Klendorf); Grundsatzbeschluss 
 Berichterstatter/Antragsteller: Stefan Heinz Schöffl 
 
Die beantragte Widmungsfläche der Parzellen 3324/2 und 3319, KG Klendorf im Ausmaß von ca. 
2.600m² befindet sich in der Ortschaft Klendorf. 
Der Antragsteller ersucht um Umwidmung von „Dorfgebiet“ auf „Gemischtes Baugebiet“, da für 
seinen Betrieb „Hoamatkult“ weitere Lagerflächen und Flächen für den Versand sowie eine Erwei-
terung der Büroflächen erforderlich sind. Diese Möglichkeit besteht mit der derzeitigen Widmung 
nicht. 
 
Dieses Ansuchen wurde bereits in der Ausschusssitzung am 11.11.2025 vorberaten und am 
11.12.2025 im Gemeinderat der Grundsatzbeschluss zur Erstellung des Planentwurfes mit der 
Widmungsänderung von „Dorfgebiet“ zu „MB“ gefasst. 
 
Der Planentwurf als auch die Stellungnahme der Ortsplanerin liegen nun vor. 
 
Stellungnahme der Ortsplanerin: 
 
Die angeregte Baulandwidmung stellt einen Umwidmungsbereich innerhalb von gewidmetem 
Bauland dar, welcher bereits mit einem Hofgebäude gemäß der rechtswirksamen Widmung be-
baut ist. Sie ist von bebautem Dorfgebiet umgeben und von 2 Gemeindestraßen ohne besondere 
Bedeutung aufgeschlossen. Die technische Infrastruktur ist vorhanden. Der Siedlungsbereich ist 
durch den ÖV erschlossen, dessen Haltestelle fußläufig erreichbar ist. Widmungskonflikte mit akti-
ven Landwirtschaften werden insofern nicht erwartet, als durch die angeregte Widmungskategorie 
keine zusätzlichen Wohnungen zulässig sind. Das durch die Betriebserweiterung sich eventuell 
erhöhende Verkehrsaufkommen wird über die bestehende, 5 m breite Dorfstraße auf die Land-
straße geleitet. 
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Eine künftige Bebauung der Parz. Nr. 3319 würde zu einer geringfügigen Reduzierung der Reserve-
flächen in der Baubilanz führen. Seitens der Widmungswerber ist derzeit eine Lagerfläche, auch als 
Standort für die bereits vorhanden Container, angedacht. 
Eine Beschränkung auf den gegenständlichen Betriebstyp ist nicht möglich. Demzufolge ist eine 
Nachnutzung der Flächen durch andere Betriebe in der gleichen Kategorie zulässig. Dies könnte 
unter anderem zur Erhöhung des Verkehrsaufkommens führen. 
In der Anlage 1 der Oö. Betriebstypenverordnung wird eine Textildruckerei, auf welche die Sticke-
rei als Betriebstyp nach Ansicht der Ortsplanung übertragen werden kann, in „Gemischtem Bauge-
biet – M“ als auch im „Betriebsbaugebiet“ für zulässig erklärt. Entscheidend ist die Größe des Be-
triebs und die Emissionen. Der gegenständliche Betrieb stellt einen Kleinbetrieb dar, ohne nen-
nenswerte Auswirkungen auf die Umwelt. 
Somit ist die Bedeutung der Erhaltung des ansässigen Betriebs mit seinen 4 Mitarbeitern im Ort 
mit möglichen künftigen Auswirkungen der Widmungsänderung auf die Umgebung abzuwägen. 
Das angeregte „Eingeschränkte M“ untersagt die Wohnnutzung, ausgenommen Betriebswohnun-
gen, wodurch der Widmungskonflikt mit dem nördlichen Schweinehaltungsbetrieb gemildert wird. 
Durch die gesetzliche Beschränkung auf 2 Geschoße ist die Bebaubarkeit in der Widmung in der 
Widmung „Dorfgebiet“ reguliert, wodurch der Einfluss von Bauvorhaben auf das Ortsbild vermin-
dert ist. Dies ist in der Widmung „Gemischtes Baugebiet“ nicht mehr möglich, sondern erst durch 
einen Bebauungsplan sicherzustellen, in dem künftige bauliche Veränderungsmöglichkeiten, ins-
besondere die Erhöhung der Geschoßanzahl und der Bebauungsdichte, festgelegt werden. 
Aus Sicht der Ortsplanung ist die Erhaltung und Absicherung von Arbeitsplätzen vor Ort in den Ort-
schaften erwünscht. Jedoch ermöglicht eine Umwidmung in ein „MB“ eine verstärkte betriebliche 
Nutzung, welche im alten Ortskern von Klendorf laut ÖEK nicht vorgesehen ist. Eine Änderung des 
Örtlichen Entwicklungskonzepts ist zur Umsetzung der angeregten Widmung notwendig. Seitens 
der Ortsplanung wird die Erstellung eines Bebauungsplanes zur Wahrung des Ortsbildes empfoh-
len. 
 
Der Ausschuss beriet den Tagesordnungspunkt. 
 
Eine Anpassung des Planentwurfes Änderung Nr. 122 des Flächenwidmungsplanes Nr. 6/2013 und 
Änderung Nr. 51 des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2/2013 soll noch vorgenommen wer-
den. Die Widmung „MB-Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet“ soll durch „Ausschluss jeglicher 
Wohnnutzung“ ergänzt und die Gebäudeseite, in der sich die Wohnung befindet, sowie der davor-
liegende Garten von der Umwidmung ausgenommen werden. 
 
Der Antragsteller wurde über die Anpassung informiert und stimmt dieser in der angeführten 
Form zu. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss für die Einleitung des Verfahrens mit dem Plan-
entwurf Änderung Nr. 122 des Flächenwidmungsplanes Nr. 6/2013 und Änderung Nr. 51 des 
Örtlichen Entwicklungskonzepts Nr. 2/2013 für die Parzellen 3319 und 3324/2, KG Klendorf von 
„Dorfgebiet“ zu „MB – Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet; Ausschluss jeglicher Wohnnut-
zung“ ausgenommen der Fläche, in der sich die derzeitige Wohnung und der davorliegende Gar-
ten befindet, fassen.  
 
 



Gemeinderat 
Seite 33 von 62 

 

GRM Wolfsegger gibt an, dass die Änderung des Flächenwidmungsplans zur betrieblichen Nutzung 
ein sehr spannender Prozess war. Die Unternehmen sollen ihren Betrieb fortführen können. Es soll 
jedoch die örtliche Struktur beibehalten werden. 
Der Bürgermeister sagt, dass die Unternehmen sich im Ort entwickeln können ohne, dass das 
Ortsbild darunter leidet. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
28. Umweltziele 2026; Kenntnisnahme 
 Berichterstatterin/Antragstellerin, Berichterstatter/Antragsteller: Dr. Jenny Niebsch 
 
Für 2026 wurden folgende Ziele und Maßnahmen im Umweltbereich erarbeitet:  
 

Vorliegende Beschlüsse 

 

1. Erarbeitung eines Konzeptes für Klimaneutralität bis 2040 – GR-Beschluss vom April 2022 

 

KIOSK-System Land Oö.:  

In Zusammenarbeit mit dem Land Oö. soll eine kommunale Klimastrategie mittels KIOSK-

System erarbeitet werden. Dabei handelt es sich um ein Projekt zur Entwicklung eines Baukas-

tensystems für kommunale Klima- und Energiestrategien. Die Gemeinde kann dabei innerhalb 

kurzer Zeit zu einer Basisstrategie kommen.  

Start: vorauss. Herbst  

 

2. Baumpatenschaften – GR-Beschluss Oktober 2024 

Mittels Baumpatenschaften sollen Bäume und Sträucher auf öffentlichen Flächen und Spiel-

plätzen gepflanzt werden.  

 

Laufende Projekte 

 

1. Fahrradhauptroute Linz – Gallneukirchen 

Unterstützung und konstruktive Begleitung der vom Land Oö. geführten Planungen zur Fahr-

radhauptroute einschließlich Koordination und Einbringung der Interessen der Gemeinde bei 

der Gestaltung der Route 

 

2. Verfolgung von Fernwärmeprojekten in der Region 
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Erforderliche Maßnahmen gem. Vereinbarungen mit Verbänden, Gemeinden, Organisationen 

 

1. Bienenfreundliche Gemeinde:  

• Bepflanzung von öffentlichen Grün- und Freiflächen mit Bäumen und Sträuchern (Mittel-

aufbringung durch Baumpatenschaften oder alternative Finanzierungen wie z. B. Projekt-

mittel Leader) 

• Förderung des Bewusstseins und der Sensibilität der Bevölkerung für naturnahe Gartenge-

staltung: Anreize schaffen, damit Bürger ihre Gärten insektenfreundlich gestalten – bei-

spielsweise durch Tipps und Informationen in der Gemeindezeitung oder anderen Medien 

• Workshop: Anlegen eines Sandariums oder Wildstaudenbeetes (ev. Parkplatz hinter Ge-

meindeamt) 

• Ferienprogramm: Basteln von Insektenhotels (ev. mit Imkerverein) 

 

2. FAIRTRADE 

Um den Status als FAIRTRADE-Gemeinde zu erhalten, sind jährlich mindestens zwei Aktionen 

erforderlich, die vom Arbeitskreis organisiert werden. Dazu zählen unter anderen:  

• Mitwirkung am Engerwitzdorfer Ferienprogramm 

• FAIRTRADE-Adventkalender im Foyer des Gemeindeamtes 

• ev. Teilnahme am RadTag 

• Teilnahme an Aktionen von FAIRTRADE-Österreich sowie Maßnahmen zur  

Bewusstseinsbildung 

 

Freiwillige Aktionen, Maßnahmen und Veranstaltungen 

 

1. Abfall 

Durchführung der Flurreinigungsaktion „Hui statt Pfui“ im Zeitraum 21.03.-11.04.2026 

 

2. Bodenbündnis / Bodenschutz:  

Im Rahmen eines Vortrags und anschließenden Austauschs im Planungsausschuss sollen die 

Auswirkungen, Verpflichtungen und Chancen für die Gemeinde im Bereich Bodenschutz durch 

den Beitritt zum Bodenbündnis dargestellt werden.  

 

3. Energie 

• Erarbeitung einer Strategie zur Erweiterung der PV-Anlagen auf öffentlichen Gebäuden un-

ter Berücksichtigung von verschiedenen Beteiligungs- und Finanzierungsmodellen 

• Entwicklung eines Konzeptes zur Umstellung des Heizsystems beim Kindergarten St. Ägidius 

(von Gasheizung auf Wärmepumpe) 

• Umstellung Heizsystem bei Kinderbetreuung Steiningerweg im Rahmen der Kindergarten-

erweiterung (von Gasheizung auf Wärmepumpe) 

 

4. Teilnahme an Mobilitätswoche (16.-22.09.) 

• Durchführung des Projekts „Pedibus“mit den Schüler:innen der VS Schweinbach 

• Abschluss „Oö. radelt“ 

• Autofasten: Teilnehmer aus verschiedenen Fraktionen bzw. aus dem Gemeindeamt  
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5. Radaktionen 

• „Radtag im Gusental“ - Familienradwandertag durch die Gemeinden Engerwitzdorf, Gall-

neukirchen und Katsdorf am Sonntag, 12. April 2026, mit verschiedenen Bastel-/ Spielstati-

onen und Gratis-Radchecks 

• Bewerbung „Oö. radelt“ 

• Durchführung einer „GEHmeindeRADsitzung“ im Juli 

• Ferienprogramm: Durchführung einer Rad-Rätsel-Rallye über die gesamte Ferienzeit 

 

6. Workshop „Toter Winkel bei Fahrzeugen“ 

Im Rahmen der Vorbereitung auf die Fahrradprüfung wird mit den Kindern ein Workshop 

durchgeführt, in dem sie den „toten Winkel“ insbesondere bei größeren Fahrzeugen kennen-

lernen und erfahren können. Ziel ist es, den Kindern zu zeigen, wie sie sich sicher im Straßen-

verkehr bewegen können.  

 

7. Umweltseite in Gemeindezeitung 

• Aktuelle Informationen zu umweltrelevanten Themen  

• Beiträge zu Maßnahmen und Initiativen, die das Umweltbewusstsein fördern 

 

8. Austauschgespräche Gusentalgemeinden - Umweltbereich 

Abstimmung zu aktuellen Umweltthemen in den Gemeinden zwischen Obleuten der Umwelt-

ausschüsse und den in der Verwaltung damit betrauten Personen 

Termin: Juni in Altenberg 

 
GRM Nicole Karlinger und GREM Reinhard Hießl sind nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
29. Prüfbericht aus der Prüfungsausschusssitzung vom 05.02.2026; Kenntnisnahme 
 Berichterstatterin/Antragstellerin: Mag. Andrea Seyer-Neulinger 
 
Der Bürgermeister übergibt den Vorsitz an Vizebürgermeister Manfred Schwarz, MBA. 
 

1. Prüfung des Nutzens der Interkommunalen Betriebsansiedlung (INKOBA) für die Gemein-

de Engerwitzdorf 

 
Anfrage: Welche Kosten entstehen der Gemeinde durch die Interkommunale Betriebsansiedlung 
(INKOBA) und was konnte dadurch erreicht werden? (z.B. letzten 5 Jahre) 
 
In der Standort- und Flächenentwicklung setzt Oberösterreich auf strategische Abstimmung und 
regionale Kooperation. Im Rahmen der Initiative „Interkommunale Betriebsansiedlung“ (INKOBA) 
kooperieren mehrere Gemeinden bei der Entwicklung und Vermarktung von betrieblichen Stand-
orten.  
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Der Verband der INKOBA Region Gusental wurde 2023 gegründet. Zum Verband gehören die Ge-
meinden Alberndorf, Altenberg, Engerwitzdorf, Gallneukirchen und Katsdorf.  
Der Sitz des Verbandes ist am Gemeindeamt Engerwitzdorf. Zwei Mitarbeiterinnen der Gemeinde 
Engerwitzdorf erledigen die Verwaltungsaufgaben der INKOBA Region Gusental gegen Kostener-
satz. 
 
Von den jeweiligen Mitgliedsgemeinden werden der INKOBA Flächen angeboten, um gemeinsam 
neue Standorte zu entwickeln. Die INKOBA entscheidet, welche Flächen in den Verband aufge-
nommen werden. Diese Entscheidung ist noch ausständig, weshalb noch nicht absehbar ist, wann 
die erste Betriebsansiedlung erfolgen wird. 
Ein finanzieller Nutzen für die Gemeinden wird durch Einnahmen aus der Kommunalsteuer erzielt, 
sobald sich Betriebe auf den genannten Flächen angesiedelt haben. 
 
Ausgaben für die Gemeinde Engerwitzdorf 
Der Mitgliedsbeitrag an die INKOBA Region Gusental wurde den Mitgliedsgemeinden erstmalig im 
Jahr 2024 vorgeschrieben. Auf Empfehlung der Aufsichtsbehörde wurde für den Mitgliedsbeitrag 
an die INKOBA ab dem Jahr 2025 eine eigene Haushaltsstelle angelegt. 
 
Jährliche Kosten für die Gemeinde Engerwitzdorf 
Mitgliedsbeitrag 2024 € 9.046,00 (€ 1,00 pro Einwohner) 1/060/7260 
Mitgliedsbeitrag 2025 € 4.532,00 (€ 0,50 pro Einwohner) 1/782/7521 
 
Einnahmen für die Gemeinde Engerwitzdorf 
Da der Sitz der INKOBA am Gemeindeamt Engerwitzdorf ist, wurde vereinbart, dass für die Verwal-
tungstätigkeiten eine anteilige Miete in Höhe von monatlich € 100,00 exkl. von der Gemeinde an 
die INKOBA verrechnet wird.  
Diese Einnahmen werden am Konto 2/010/811 verbucht.  
2024 € 1.200,00 
2025 € 1.200,00 
 
Die Satzung der INKOBA wurde dem Prüfungsausschuss vorgelegt. 
 
Der Prüfungsausschuss stellte fest, dass bisher noch keine Flächen zur Verfügung standen, die 
durch die INKOBA einer Vermarktung zugeführt werden konnten. Die Kosten beliefen sich bisher 
nur auf die Mitgliedsbeiträge für die Jahre 2024 und 2025. Im Gegenzug wurden Mieteinnahmen 
(pro Monat € 100,00) für die Nutzung der Infrastruktur im Gemeindeamt lukriert. Das Prüfungser-
gebnis wurde zur Kenntnis genommen. 
 
Der Vizebürgermeister Manfred Schwarz, MBA übergibt den Vorsitz wieder an den Bürgermeis-
ter. 
 
GRM Sabine Link ist nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
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30. Prüfbericht zum Rechnungsabschluss aus der Prüfungsausschusssitzung vom 12.03.2026; 
Kenntnisnahme 

 Berichterstatterin/Antragstellerin: Mag. Andrea Seyer-Neulinger 
 

1. Prüfung des Rechnungsabschluss 2025 der Gemeinde Engerwitzdorf 

 
Der Rechnungsabschluss 2025 liegt gem. § 92 Abs. 9 der Oö. Gemeindeordnung 1990 in der Zeit 
von 10. März 2026 bis 26. März 2026 zur Einsichtnahme auf. 
 
Die Erstellung des Rechnungsabschlusses erfolgte nach den Richtlinien der Voranschlags- und 
Rechnungsabschlussverordnung - VRV. 2015, i.d.g.F., sowie nach den Bestimmungen der Oö. Ge-
meindeordnung 1990 i.d.g.F. und der Oö. Gemeindehaushaltsordnung GHO. 
 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 
 
Vor Verbuchung des Überschusses aus HAF 1-Mittel auf die Rücklage 
 

 
 
Zum teilweisen Haushaltsausgleich (EGT) wurde von der Allgemeinen Haushaltsrücklage eine Ent-
nahme in Höhe von € 729.239,70 vorgenommen. Nach erfolgter Rücklagenentnahme weist das 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit einen positiven Saldo von € 1.099.365,48 aus. 
Ohne Mittel aus dem Verteilvorgang 1 und Entnahme aus der Allgemeinen Haushaltsrücklage 
weist der Rechnungsabschluss 2025 einen Saldo von - € 876.074,22 aus. 
 
Im 2. Nachtragsvoranschlag 2025 wurden die vom Amt der Oö. Landesregierung zugesagten Mittel 
aus dem Verteilvorgang 1 (HAF 1) auf € 1.246.200 korrigiert. 
Durch sparsamen Umgang mit den budgetierten Mitteln und weil das Voranschlagsprovisorium im 
Jahr 2025 bis Anfang Juni gültig war, konnten manche geplante Anschaffungen nicht oder nicht 
mehr zur Gänze im Jahr 2025 umgesetzt werden. 
  
Dadurch wurden im Vergleich zum (Nachtrags-)Voranschlag 2025 im Rechnungsabschluss 2025 
weniger Mittel aus dem Verteilvorgang 1 (HAF1) benötigt als zugesagt.  
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Die nicht benötigten Mittel müssen vorläufig auf eine Allgemeine Haushaltsrücklage (HAF 1 ab 
2025) gelegt werden, nach Durchführung dieser Buchung ist das Ergebnis der laufenden Ge-
schäftstätigkeit ausgeglichen.  
 

 
 
Nach erfolgter Prüfung des Rechnungsabschlusses durch die Aufsichtsbehörde müssen die zu viel 
erhaltenen HAF 1-Mittel an das Amt der Oö. Landesregierung zurück überwiesen werden. 
 
Im Bereich 11 und Bereich 12 wurden nicht alle budgetierten Mittel (für beide Bereiche gemein-
sam rund € 90.000) verbraucht bzw. ausgeschöpft. Die in diesen Bereichen eingesparten Mittel 
verbleiben bis max. 1 % der Finanzkraft bei der Gemeinde. 1 % der Finanzkraft machen im Falle 
der Gemeinde Engerwitzdorf rund € 116.500 aus.  D.h. dass der gesamte eingesparte Betrag in 
diesen beiden Bereichen bei der Gemeinde verbleiben wird. Dieser Betrag wird im Zuge der Rech-
nungsabschlussprüfung durch die Aufsichtsbehörde überprüft und anschließend einer Rücklage 
zugeführt. Die Verwendung der Mittel aus dieser Rücklage obliegt der Gemeinde, es gibt dazu kei-
ne Vorgaben, diese Mittel müssen auch nicht zum Haushaltsausgleich verwendet werden. 
 
Liquide Mittel  
Liquide Mittel umfassen Kassen- und Bankguthaben. Die liquiden Mittel der Gemeinde Engerwitz-
dorf haben sich im Haushaltsjahr 2025 um € 1.702.377,55 erhöht. Die Erhöhung hat vorwiegend 
damit zu tun, dass wir Mittel aus dem Verteilvorgang 1 in Höhe von € 1.246.200 zum Haushalt-
sausgleich erhalten haben und ein Teil der für 2026 geplanten Landesmittel für den Neubau der 
Volksschule Schweinbach in Höhe von € 638.500 bereits 2025 vorzeitig ausbezahlt wurde. 
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Ergebnisrechnung 
Die Ergebnisrechnung (Rücklagenbewegungen enthalten) weist folgende Werte aus:  
 

 Ergebnisrechnung 2025 Erträge Aufwendungen Differenz 

0 Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung 409.830,34 3.784.470,51 -3.374.640,17 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 154.518,95 330.913,46 -176.394,51 

2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 1.629.069,38 5.609.210,09 -3.980.140,71 

3 Kunst und Kultur 191.969,97 386.002,79 -194.032,82 

4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 4.757,43 2.992.044,77 -2.987.287,34 

5 Gesundheit 171.934,89 3.428.604,42 -3.256.669,53 

6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 1.424.649,47 2.574.505,20 -1.149.855,73 

7 Wirtschaftsförderung 16.590,57 38.617,79 -22.027,22 

8 Dienstleistungen 5.388.755,97 5.159.942,13 228.813,84 

9 Finanzwirtschaft 15.727.825,82 755.935,52 14.971.890,30 

 Saldo 0 25.119.902,79 25.060.246,68 59.656,11 

 Summe Haushaltsrücklagen 1.432.755,86 3.151.117,94 -1.718.362,08 

 Summe Ergebnisrechnung (Saldo 00) 26.552.658,65 28.211.364,62 -1.658.705,97 

 
Ergebnisrechnung: Ertragsgrößen – Vergleiche mit Vorjahren 
 
Kommunalsteuer 
Kommunalsteuer – 2/920/833 
2024 € 2.080.900,16 
2025 € 2.213.413,21 
 
Abgabenertragsanteile 
Abgabenertragsanteile 2/925/859 
2024 € 9.643.661,34 
2025 € 9.761.639,91 
 
Gemeindeeigene Steuern – Erträge der Ergebnisrechnung 
Die gemeindeeigenen Steuern mit € 3.218.403,06 (Abschnitt 9200) und die Abgabenertragsanteile 
mit € 9.761.639,91 (Abschnitt 9250) sind die größten Ertragsabschnitte in der Ergebnisrechnung 
des Rechnungsabschlusses 2025. 
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Ergebnisrechnung: Ausgaben - Vergleiche mit Vorjahr 
 
Krankenanstaltenbeitrag - 1/562/7510  
2024  € 2.984.737,00 
2025 € 3.155.710,00  
 
Landesumlage - 1/930/751 
2024  € 492.548,81 
2025 € 484.273,21 
 
Sozialhilfeverbandsumlage - 1/419/752 
2024  € 2.735.817,48 
2025 € 2.957.688,34 
 
Finanzierungsrechnung 
 
Die Finanzierungsrechnung weist folgende Werte aus: 
  

 Finanzierungsrechnung 2025 Einzahlungen Auszahlungen Differenz 

0 Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung 340.627,73 3.590.502,32 -3.249.874,59 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 165.785,09 376.647,88 -210.862,79 

2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 2.381.692,25 6.360.255,75 -3.978.563,50 

3 Kunst und Kultur 88.500,54 313.403,26 -224.902,72 

4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 4.757,43 2.992.573,07 -2.987.815,64 

5 Gesundheit 162.926,00 3.416.774,60 -3.253.848,60 

6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 1.057.773,61 1.582.447,71 -524.674,10 
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7 Wirtschaftsförderung 16.590,57 38.617,79 -22.027,22 

8 Dienstleistungen 6.614.231,41 5.339.493,19 1.274.738,22 

9 Finanzwirtschaft 15.719.911,90 755.966,44 14.963.945,46 

 Summe Finanzierungsrechnung (Saldo 5) 26.552.796,53 24.766.682,01 1.786.114,52 

 
Vermögensrechnung 
 
Vermögenshaushalt Anlage 1c 
Summe AKTIVA € 90.078.067,67 
Summe PASSIVA € 90.078.067,67 
 
Abschreibung Sachanlagevermögen 
 
Vermögenswerte sind dann in der Vermögensrechnung zu erfassen, wenn die Gemeinde zumin-
dest wirtschaftliches Eigentum daran erworben hat. Die Abschreibung eines Vermögenswertes 
erfolgt linear und beginnt mit der Inbetriebnahme.  
Für das Jahr 2025 ergibt sich ein Gesamtaufwand an Abschreibungen in Höhe von € 2.954.822,08 
dem gegenüber stehen Auflösungen von Investitionszuschüssen für erhaltene und zweckentspre-
chend verwendete Kapitaltransferzahlungen in Höhe von € 1.307.269,76. 
 
Auflistung der Abschreibungsbeträge 
 
Hinweis Ansatz Post Ansatzbezeichnung Postbezeichnung Betrag 2025 

1 000000 680000 Gewählte Gemeindeorgane Planmäßige Abschreibung 931,98  

1 010000 680000 Gemeindeamt Planmäßige Abschreibung 126.424,60  

1 015000 680000 Öffentlichkeitsarbeit Planmäßige Abschreibung 41,65  

1 024000 680000 Wahlamt Planmäßige Abschreibung 944,59  

1 163100 680000 Freiwillige Feuerwehr Schmiedgassen Planmäßige Abschreibung 20.858,02  

1 163200 680000 Freiwillige Feuerwehr Schweinbach Planmäßige Abschreibung 33.076,39  

1 163300 680000 Freiwillige Feuerwehr Treffling Planmäßige Abschreibung 48.790,37  

1 180000 680000 Zivilschutz Planmäßige Abschreibung 3.741,37  

1 211100 680000 Volksschule Schweinbach Planmäßige Abschreibung 337.426,47  

1 211300 680000 Volksschule Mittertreffling Planmäßige Abschreibung 123.139,95  

1 239000 680000 Ausspeisung Planmäßige Abschreibung 12.207,64  

1 240100 680000 Kindergarten Schweinbach 1 (St. Ägidius) Planmäßige Abschreibung 36.771,51  

1 240110 680000 Kindergarten Schweinbach 2 (St. Florian) Planmäßige Abschreibung 2.212,83  

1 240200 680000 Kindergarten Mittertreffling (St. Elisabeth) Planmäßige Abschreibung 24.246,37  

1 240400 680000 Kinderbetreuung Schweinbach (Neubau - KG2+KS) Planmäßige Abschreibung 59.174,94  

1 240810 680000 Krabbelstube Schweinbach Planmäßige Abschreibung 1.549,18  

1 240850 680000 Krabbelstube Mittertreffling Planmäßige Abschreibung 44.888,94  

1 250000 680000 Mehrzweckcontainer Schweinbach Planmäßige Abschreibung 18.644,53  

1 259400 680000 Jugendzentrum Schweinbach Planmäßige Abschreibung 226,51  

1 262100 680000 Union Schweinbach Planmäßige Abschreibung 31.563,03  

1 262200 680000 ASKÖ Treffling Planmäßige Abschreibung 62.399,24  

1 269100 680000 Freizeitanlage Schweinbach Planmäßige Abschreibung 6.879,86  

1 269200 680000 Freizeitanlage Mittertreffling Planmäßige Abschreibung 11.078,25  

1 362000 680000 Denkmalpflege Planmäßige Abschreibung 821,32  

1 380000 680000 Sonstige Kulturpflege Planmäßige Abschreibung 403,03  

1 380100 680000 Kulturhaus Im Schöffl Planmäßige Abschreibung 81.525,37  

1 522000 680000 Reinhaltung der Luft Planmäßige Abschreibung 14.488,80  

1 530000 680000 Rettungsdienste Planmäßige Abschreibung 179,88  

1 612000 680000 Gemeindestraßen Planmäßige Abschreibung 689.595,30  

1 612900 680000 Ortsplatz Schweinbach Planmäßige Abschreibung 21.963,56  
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1 612910 680000 Ortsplatz Treffling Planmäßige Abschreibung 13.277,12  

1 616000 680000 Sonstige Straßen und Wege Planmäßige Abschreibung 167.826,40  

1 616100 680000 Güterwege Planmäßige Abschreibung 5.367,87  

1 616200 680000 Wanderwege Planmäßige Abschreibung 14.087,42  

1 617000 680000 Bauhof Engerwitzdorf Planmäßige Abschreibung 96.530,15  

1 619000 680000 Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen Planmäßige Abschreibung 0,00  

1 640000 680000 Einrichtung nach StVO Planmäßige Abschreibung 520,23  

1 649000 680000 Haltestellen und Wartehäuser Planmäßige Abschreibung 1.609,98  

1 813000 680000 Abfallbeseitigung Planmäßige Abschreibung 70,42  

1 815000 680000 Kinderspielplätze Planmäßige Abschreibung 13.064,06  

1 816000 680000 Öffentliche Beleuchtung  Planmäßige Abschreibung 35.632,03  

1 850000 680000 Wasserversorgung Planmäßige Abschreibung 294.412,98  

1 851000 680000 Abwasserbeseitigung Planmäßige Abschreibung 496.227,94  

    Summe Abschreibung 2.954.822,08  

 
Auflistung der Auflösung von Investitionszuschüssen 
 
Hinweis Ansatz Post Ansatzbezeichnung Postbezeichnung Betrag 2025 

2 010000 813000 Gemeindeamt Erträge aus KTZ-Auflösungen 47.865,75  

2 163100 813000 Freiwillige Feuerwehr Schmiedgassen Erträge aus KTZ-Auflösungen 13.533,98  

2 163200 813000 Freiwillige Feuerwehr Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 20.649,11  

2 163300 813000 Freiwillige Feuerwehr Treffling Erträge aus KTZ-Auflösungen 24.305,49  

2 180000 813000 Zivilschutz Erträge aus KTZ-Auflösungen 2.659,38  

2 211100 813000 Volksschule Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 177.031,24  

2 211300 813000 Volksschule Mittertreffling Erträge aus KTZ-Auflösungen 79.396,47  

2 240100 813000 Kindergarten Schweinbach 1 (St. Ägidius) Erträge aus KTZ-Auflösungen 19.492,80  

2 240110 813000 Kindergarten Schweinbach 2 (St. Florian) Erträge aus KTZ-Auflösungen 0,00  

2 240200 813000 Kindergarten Mittertreffling (St. Elisabeth) Erträge aus KTZ-Auflösungen 12.215,46  

2 240400 813000 Kinderbetreuung Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 42.200,00  

2 240810 813000 Krabbelstube Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 0,00  

2 240850 813000 Krabbelstube Mittertreffling Erträge aus KTZ-Auflösungen 28.105,80  

2 250000 813000 Mehrzweckcontainer Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 12.760,00  

2 259400 813000 Jugendzentrum Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 140,00  

2 262100 813000 Union Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 15.335,10  

2 262200 813000 ASKÖ Treffling Erträge aus KTZ-Auflösungen 23.197,07  

2 269100 813000 Freizeitanlage Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 3.947,76  

2 269200 813000 Freizeitanlage Mittertreffling Erträge aus KTZ-Auflösungen 2.792,30  

2 362000 813000 Denkmalpflege Erträge aus KTZ-Auflösungen 524,27  

2 380000 813000 Sonstige Kulturpflege Erträge aus KTZ-Auflösungen 0,00  

2 380100 813000 Kulturhaus Im Schöffl Erträge aus KTZ-Auflösungen 30.830,20  

2 522000 813000 Reinhaltung der Luft Erträge aus KTZ-Auflösungen 9.008,89  

2 530000 813000 Rettungsdienste Erträge aus KTZ-Auflösungen 0,00  

2 610000 813000 Bundesstraßen Erträge aus KTZ-Auflösungen 0,00  

2 612000 813000 Gemeindestraßen Erträge aus KTZ-Auflösungen 199.816,18  

2 612900 813000 Ortsplatz Schweinbach Erträge aus KTZ-Auflösungen 10.691,48  

2 612910 813000 Ortsplatz Treffling Erträge aus KTZ-Auflösungen 3.849,47  

2 616000 813000 Sonstige Straßen und Wege Erträge aus KTZ-Auflösungen 123.477,96  

2 616100 813000 Güterwege Erträge aus KTZ-Auflösungen 3.236,88  

2 616200 813000 Wanderwege Erträge aus KTZ-Auflösungen 10.222,79  

2 617000 813000 Bauhof Engerwitzdorf Erträge aus KTZ-Auflösungen 23.000,29  

2 619000 813000 Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen Erträge aus KTZ-Auflösungen 0,00  

2 640000 813000 Einrichtung nach StVO Erträge aus KTZ-Auflösungen 0,00  

2 649000 813000 Haltestellen und Wartehäuser Erträge aus KTZ-Auflösungen 390,36  

2 813000 813000 Abfallbeseitigung Erträge aus KTZ-Auflösungen 0,00  

2 815000 813000 Kinderspielplätze Erträge aus KTZ-Auflösungen 3.919,11  

2 816000 813000 Öffentliche Beleuchtung  Erträge aus KTZ-Auflösungen 12.135,59  
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2 850000 813000 Wasserversorgung Erträge aus KTZ-Auflösungen 107.384,89  

2 851000 813000 Abwasserbeseitigung Erträge aus KTZ-Auflösungen 243.153,69  

    Summe Erträge aus KTZ 1.307.269,76  

 
Haushaltsrücklagen (HRL) – Zahlungsmittelreserven (ZMR) 
 
Soweit es die finanzielle Lage der Gemeinde gestattet und der Haushaltsausgleich dadurch nicht 
gefährdet wird, sollen Haushaltsrücklagen angelegt werden.  
Da sich die Gemeinde Engerwitzdorf seit dem Haushaltsjahr 2025 im Härteausgleich befindet, 
musste der Betrag in Höhe von € 729.239,70, der auf der Allgemeinen Haushaltsrücklage noch frei 
verfügbar war, zum teilweisen Haushaltsausgleich herangezogen werden. Jener Betrag, der jetzt 
noch auf der Allgemeinen Haushaltsrücklage verbleibt, ist für Vorhaben reserviert, für die bereits 
vor dem Härteausgleich ein Finanzierungsplan bestanden hat.  
Zuführungen zu zweckgebundenen Rücklagen wurden durchgeführt. 
 
Für im Jahr 2025 nicht verbrauchte Mittel aus Gemeindefinanzzuweisungen, Mittel aus Verteilvor-
gang 2 (HAF 2) und Finanzzuweisungen aus KIG wurde jeweils eine eigene Rücklage angelegt. Die 
nicht verbrauchten Beträge wurden auf die jeweilige Rücklage gelegt. Diese Mittel dienen als Ei-
genmittelanteil für investive Vorhaben in den nächsten Jahren. 
 
Wie oben bereits erwähnt wurde eine weitere Rücklage für Mittel aus dem Verteilvorgang 1 (HAF 
1) angelegt, wo die nicht benötigten Mittel aus HAF 1 vorläufig verbucht wurden. 
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Finanzschulden/Schuldendienst 
 
Im Haushaltsjahr 2025 wurden keine neuen Darlehen aufgenommen. Die bestehenden Darlehen 
wurden planmäßig getilgt. 
 
Lt. Härteausgleichsfondskriterien hat die Gemeinde Engerwitzdorf den Annuitätendienst für das 
Darlehen für den Neubau der Volksschule Schweinbach aus Eigenmitteln oder aus Mitteln aus dem 
Verteilvorgang 2 (HAF 2) aufzubringen. Beansprucht eine Gemeinde erstmals Mittel aus dem Ver-
teilvorgang 1 und es besteht keine anderweitige Bedeckung, dann wird der Annuitätendienst aus-
nahmsweise aus Mitteln des Verteilvorgang 1 bedeckt.  
Da die Gemeinde Engerwitzdorf aber die Mittel aus dem Verteilvorgang 2 nach Intervention doch 
noch erhalten hat, muss dieser Annuitätendienst nun aus diesen Mitteln bestritten werden. Dafür 
wurden € 165.094 von den HAF2-Mitteln in die laufende Gebarung umgebucht. 
 
Aufstellung aller Darlehen im Rechnungsabschluss von Seite 310 bis Seite 313 
 
Rückstellungen 
 
Rückstellungen sind für Verpflichtungen der Gemeinde anzusetzen. 
Zu den kurzfristigen Rückstellungen zählen Rückstellungen für nicht konsumierte Urlaube. 
Zu den langfristigen Rückstellungen zählen Rückstellungen für Abfertigungen und Rückstellungen 
für Jubiläumszuwendungen. 
 

 
 

 
Haftungen 
 
Die Gemeinde darf Haftungen übernehmen für Gemeindeverbände, Wasserverbände, Wasserge-
nossenschaften und sonstige Rechtsträger, an denen die Gemeinde oder die öffentliche Hand zu 
mehr als 50 % beteiligt ist. Im Haushaltsjahr 2025 wurden keinen neuen Haftungen übernommen. 
Die bestehenden Haftungen wurden planmäßig reduziert. 
 
Aufstellung aller Haftungen im Rechnungsabschluss von Seite 400 bis 401 
 
Forderungen 
 
Den Großteil der offenen Forderungen bilden die ausständigen KPC-Zuschüsse für div. Darlehen. 
Eine detaillierte Auflistung der Forderungen ist im Rechnungsabschluss auf den Seiten 413 bis 417 
zu finden. 
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Verbindlichkeiten 
 

 
Im Haushaltsjahr 2025 wurden alle Rechnungen, die im Dezember 2025 verbucht wurden, auch 
noch im Jahr 2025 überwiesen, weshalb keine offenen Verbindlichkeiten zum Jahreswechsel be-
standen haben. 
 
Innere Darlehen 
 
Zahlungsmittelreserven können in Fällen von mangelnder Liquidität vorübergehend als innere Dar-
lehen verwendet werden. Die so verwendeten Zahlungsmittelreserven sind in einem Nachweis 
darzustellen. 
Im Finanzjahr 2025 wurden keine neuen inneren Darlehen in Anspruch genommen. 
Zu Beginn des Finanzjahres betrug der Stand an inneren Darlehen € 1.500.000. 
Das innere Darlehen für das Vorhaben Volksschule Schweinbach in Höhe von € 1.000.000 wurde 
im Jahr 2025 getilgt. 
Vom inneren Darlehen für das Vorhaben WVA Brunnen 09 wurden € 100.000 zurückgezahlt – der 
neue Darlehensstand beträgt somit € 400.000. 
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Investive Gebarung 

Ein investives Einzelvorhaben ist eine Maßnahme, für die Schuldaufnahmen oder Bedarfszuwei-
sungen in Anspruch genommen werden oder der Höhe nach den üblichen Rahmen der laufenden 
Geschäftstätigkeit erheblich überschreitet. 
Jedes investive Einzelvorhaben muss ausgeglichen erstellt werden (Einzeldeckungsprinzip).  
Im Rechnungsabschluss 2025 sind nicht alle Vorhaben ausgeglichen dargestellt, da einerseits noch 
Fördermittel ausständig sind, Rechnungen aber schon beglichen wurden (Erweiterung KB Mitter-
treffling, Neubau VS Schweinbach, Dachsanierung KG Schweinbach), andererseits bereits Förder-
mittel (KIP) eingelangt sind, obwohl für das Vorhaben noch keine Ausgaben erfolgt sind. 
 
Auflistung aller investiven Einzelvorhaben im Rechnungsabschluss 2025 ab Seite 250  
 
Sollten noch Änderungen im Rechnungsabschluss 2025 notwendig sein, ist das während der Aufla-
ge des Entwurfs des Rechnungsabschlusses also bis zum Beschluss im Gemeinderat noch möglich. 
Werden in dieser Zeit tatsächlich Änderungen durchgeführt, wird das im Amtsvortrag zum Be-
schluss des Rechnungsabschlusses in der Gemeinderatssitzung festgehalten.  
 
Der Rechnungsabschluss 2025 der Gemeinde Engerwitzdorf weist trotz des Härteausgleichs und 
der damit verbundenen schwierigen Rahmenbedingungen eine verantwortungsbewusste und soli-
de Haushaltführung aus. Die Gemeinde bleibt jedoch auf externe Mittel angewiesen, um den Här-
teausgleich abzusichern. 
 
Der Bürgermeister bedankt sich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Gemeindeamts. Es 
ist nicht üblich, dass in einer Sitzung sowohl der Rechnungsabschluss und auch der Voranschlag 
beschlossen werden. Auch die Aufsichtsbehörde und der Prüfungsausschuss haben festgestellt, 
dass außerordentlich gut gearbeitet worden ist. 
 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
31. Rechnungsabschluss 2025; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
Der Prüfungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 12.03.2026 den Rechnungsabschluss 2025 der 
Gemeinde Engerwitzdorf geprüft und dem Gemeinderat den entsprechenden Prüfbericht zur 
Kenntnisnahme vorgelegt. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss 2025 beschließen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen  
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
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32. Prüfungsbericht zum 2. Nachtragsvoranschlag 2025; Kenntnisnahme 
 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
Gemäß den Richtlinien „Gemeindefinanzierung NEU“ erfolgte für das Voranschlagsjahr 2025 am 
23. September 2025 die Vorlage des Entwurfes des 2. Nachtragsvoranschlages an die Aufsichtsbe-
hörde, welcher alle im laufenden Haushaltsjahr eingetretenen bzw. bis zum Jahresende zu erwar-
tenden Veränderungen im Vergleich zum Voranschlag zu berücksichtigen hat. Nach Erhalt des Prü-
fungsergebnisses zum Entwurf des 2. Nachtragsvoranschlages 2025 wurde dieser im Dezember 
2025 vom Gemeinderat beschlossen und nach der Kundmachungsfrist der Aufsichtsbehörde neu-
erlich vorgelegt. Aufgrund dieser Vorlage wurde der beiliegende Prüfungsbericht erstellt. 
 
Die im Prüfungsbericht angeführten Hinweise und Feststellungen wurden soweit erforderlich im 
Rechnungsabschluss 2025 umgesetzt bzw. berücksichtigt. 
 
Der 2. Nachtragsvoranschlag 2025 wird von der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis genommen. 
 
Der Prüfungsbericht über den 2. Nachtragsvoranschlag 2025 wird dem Gemeinderat hiermit zur 
Kenntnis gebracht.  
 
Verlesen des Prüfungsberichts   
 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
33. Verwendung von Mitteln aus der Abwasserbeseitigungsrücklage im inneren Zusammen-

hang für investive Vorhaben im Jahr 2026; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
Im Voranschlag 2026, welcher in dieser Sitzung noch beraten wird, sind zur teilweisen Finanzie-
rung von investiven Vorhaben Mittel aus der Abwasserbeseitigungs-Rücklage in Höhe von insge-
samt € 97.700 vorgesehen. Das betrifft Vorhaben, bei denen ein innerer Zusammenhang mit dem 
Abwasserbereich begründet werden kann. 
 
€ 6.700 für die Ersatzbeschaffung des Traktors für den Bauhof 
Die Bauhoffahrzeuge werden immer wieder für Arbeiten am Kanalnetz herangezogen, daher kann 
ein innerer Zusammenhang zum Abwasserbereich hergestellt werden. Dieser wurde mit 25 % der 
Eigenmittel festgesetzt. 
 
€ 27.000 für die Sanierung des Reinwasserkanals im KG Schweinbach 1, das sind 50 % der Gesamt-
kosten, da zum Teil der Kanal und zum anderen Teil der Kindergarten betroffen ist. 
 
€ 10.000 für die Konzepterstellung für das Oberflächenwasser in Simling, das sind 100 % der Kos-
ten, da Oberflächenwasser direkt den Kanal betrifft. 
 
€ 54.000 für den Straßenbau 2026  
Im Zuge vom Straßenbau werden meist auch Kanalarbeiten durchgeführt, weshalb hier ein innerer 
Zusammenhang mit dem Abwasserbereich in Höhe von 30 % der Gesamtkosten festgesetzt wurde. 
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Antrag 
 
Der Gemeinderat möge nach Vorberatung im Ausschuss für Finanzen und Präsidiales, die Ver-
wendung von Mittel aus der Abwasserbeseitigungsrücklage in Höhe von € 97.700 im Jahr 2026 
aufgrund eines inneren Zusammenhanges mit der Abwasserbeseitigung zur Finanzierung der 
oben angeführten Vorhaben beschließen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen  
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
34. Voranschlag 2026; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
Der Voranschlag für das Haushaltsjahr 2026 wurde nach den Härteausgleichsfonds-Kriterien er-
stellt und der Aufsichtsbehörde am 19.01.2026 als Entwurf zur Vorprüfung im Hinblick auf die Ein-
haltung dieser Kriterien vorgelegt.  
Die Vorprüfung durch die Aufsichtsbehörde ist im Vergleich zur Prüfung des Voranschlages 2025 
wesentlich kürzer ausgefallen. Wir wurden auf einige Punkte hingewiesen, die noch geändert bzw. 
angepasst werden mussten, zu einigen Beträgen wurden genauere Erklärungen verlangt und es 
mussten noch Unterlagen nachgereicht werden. 
 
Die Vorprüfung des Voranschlags 2026 wurde am 06.03.2026 durch die Bezirkshauptmannschaft 
abgeschlossen, diese übermittelt unverzüglich einen Prüfbericht an das Amt der Oö. Landesregie-
rung (IKD). Nach Kontrolle durch die IKD und wenn keine Änderungen mehr notwendig sind, erhal-
ten wir ein Schreiben, in dem uns die Höhe der benötigten Mittel aus dem Verteilvorgang 1 (HAF1) 
zugesagt wird. Dieses Schreiben ist Voraussetzung für den Beschluss des Voranschlages durch den 
Gemeinderat. 

Mit Schreiben IKD-2025-16180/23-Pri vom 16.3.2026 wird der Gemeinde Engerwitzdorf mitgeteilt, 
dass seitens der Gemeinde alle Härteausgleichsfonds-Kriterien gemäß Punkt 2.3. der Richtlinien 
der Gemeindefinanzierung Neu eingehalten werden. Aufgrund dessen werden der Gemeinde für 
das Jahr 2026 Mittel aus dem Härteausgleichsfonds (Verteilvorgang 1) in Höhe von € 1.810.600 
gewährt. 

 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 

Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit (EGT) im Voranschlag 2026 beträgt - € 1.810.600. 
Da im Haushaltsjahr 2026 keine Mittel mehr auf der Allgemeinen Haushaltsrücklage zur Verfügung 
stehen, müssen Mittel aus dem Härteausgleichsfonds (Verteilvorgang 1) in Höhe von € 1.810.600 
in Anspruch genommen werden. 

Da dieser Betrag im vorliegenden Voranschlag unter der Haushaltsstelle 2/940000/861200 bereits 
berücksichtigt wurde, ist das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit ausgeglichen dargestellt. 
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Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Gescha ftsta tigkeit  

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Prognosewerte 
 
Entwicklung der Bundesertragsanteile 
Die Prognosen für den Voranschlag 2026 zeigen einen Anstieg von € 444.300 (+ 4,6 %) gegenüber 
dem Voranschlag 2025. 
 
Entwicklung der Landesumlage 
Die Landesumlage steigt um € 22.400 (+ 4,6 %) gegenüber dem Voranschlag 2025. 
 
Entwicklung der Krankenanstaltenbeiträge und der SHV-Umlage 
Der Krankenanstaltenbeitrag erhöht sich um € 160.500 (+ 5 %) und die SHV-Umlage verringert sich 
um € 118.300 (- 4 %) gegenüber dem Voranschlag 2025. 
 
Zahlungsmittelreserven 
 
Zum Zeitpunkt der Voranschlagserstellung stehen der Gemeinde für das Haushaltsjahr 2026 vo-
raussichtlich folgende Zahlungsmittelreserven zur Verfügung: 
 
 

Ergebnis der laufenden 
Geschäftstätigkeit 

RA 2024 2. NVA 2025 VA 2026 

Einzahlungen: 21.141.332,09 20.412.800 20.850.700 

Auszahlungen: 22.153.073,18 22.377.300 22.661.300 

Saldo: - 1.011.741,09 - 1.964.500 - 1.810.600 
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Kassenkredit 2026 
 
Die maximale Höhe des Kassenkredites beträgt gemäß § 83 Oö. GemO 1990 ein Viertel der Einzah-
lungen der laufenden Geschäftstätigkeit. Das sind für die Gemeinde Engerwitzdorf für das Finanz-
jahr 2026 rund € 5,6 Mio. 
Nach den Kriterien des Härteausgleichsfonds wurde nochmals ein Kassenkredit ausgeschrieben. 
Dieser Kassenkredit soll in Höhe von € 4 Mio. für das Finanzjahr 2026 in der Gemeinderatssitzung 
beschlossen werden, in der auch der Voranschlag 2026 beschlossen wird. 
 

Entwicklung des Nachhaltigen Haushaltsgleichgewichts 

Ein nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht liegt vor, wenn: 
 

a) im Finanzierungshaushalt die Liquidität der Gemeinde gegeben ist, 
b) im Ergebnishaushalt das Nettoergebnis mittelfristig (fünf Jahre) ausgeglichen ist und 
c) die Gemeinde ein positives Nettovermögen aufweist. 

 
Die Gemeinde Engerwitzdorf erreicht kein nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht. 
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Voraussichtliche Entwicklung von langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 
 
Im Haushaltsjahr 2026 sind keine Darlehensaufnahmen geplant. 
 
Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen werden laufend getilgt. In nachstehender 
Tabelle sind die geplanten summierten Auszahlungen für Finanzschulden dargestellt.  
Die Gemeinde Engerwitzdorf hat derzeit keine Leasing-Verbindlichkeiten. 
 

 VA 2026 
Plan 
2027 

Plan 
2028 

Plan 
2029 

Plan 
2030 

Gesamtsumme: (MVAG 361) 308.800 297.400 304.800 300.400 212.100 

 

Unter Berücksichtigung aller Schuldendienstleistungen und Ersätze verändert sich der Schulden-
stand im Finanzjahr 2026 von rund € 4,0 Mio. auf rund € 3,7 Mio. 
 
Abgaben, Gebühren und Tarife: 

Gegenüber dem Voranschlag 2025 wurden keine Erhöhungen vorgenommen. 
 
Zusammenfassung Voranschlagsdaten 
 
In den beiliegenden Listen, welche aus dem Finanzprogramm generiert wurden, sind die wichtigs-
ten Positionen des Voranschlags zusammengefasst und erläutert. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge nach Vorberatung im Ausschuss für Finanzen und Präsidiales den vorlie-
genden Voranschlag 2026 inklusive sämtlicher Beilagen beschließen. 
 
GVM Mandl nimmt die Oö. Landesregierung in die Pflicht. Wir können unser Budget nicht mehr 
selbst gestalten, sondern nur mehr verwalten. Er wünscht sich eine Senkung der Landesumlage. 
Die Pflichtausgaben sollen reduziert werden. Die Landesregierung überträgt immer mehr Aufga-
ben an die Gemeinden ohne das notwendige Budget zur Verfügung zu stellen. Somit verliert die 
Gemeinde jeden Handlungsspielraum. Er meint, die Gemeindefinanzierung gehöre reformiert.  
GRM Dr. Niebsch gibt an, dass keine finanzielle Veränderung in den nächsten Jahren zu erwarten 
ist. Die freiwilligen Leistungen sind beschränkt. Dies ist der einzige Bereich, wo wir noch selbst 
gestalten könnten. Die Bezirkshauptmannschaft gibt Empfehlungen für den Härteausgleich. Der 
Gemeinderat hat die Aufgabe diese zu prüfen. Bei manchen Punkten konnte keine Einigung erzielt 
werden aber die unterschiedlichen Standpunkte wurden erläutert und erklärt. Eine ernstgemeinte 
und offene Diskussion führt zu besseren Lösungen und lässt Ziele leichter erreichen. 
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Der Bürgermeister bedankt sich bei allen Fraktionen für die motivierenden Worte. In den Berei-
chen wo weiterhin gestaltet werden kann, tun wir dies auch. Das betrifft vor allem unsere Einrich-
tungen, Schulen und Kindergärten. Auch in unsere Vereine können wir weiterhin investieren. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc. sind während der 
Abstimmung nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
35. Prioritätenreihung geplanter Einzelinvestitionen 2026-2030; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
Der MEFP muss die Prioritätenreihung der investiven Einzelvorhaben und den Nachweis der ver-
fügbaren Eigenmittel der Gemeinde abbilden. Die Prioritätenreihung enthält alle investiven Einzel-
vorhaben, die im MEFP abgebildet sind. Vorrangig zu behandeln ist die Ausfinanzierung von lau-
fenden bzw. bereits begonnenen investiven Einzelvorhaben. Der Rang der investiven Einzelvorha-
ben ergibt sich primär aus der zeitlichen Reihenfolge von Ereignissen, sekundär aus der Priorisie-
rung.  
Die Beantragung von Bedarfszuweisungsmittel (BZ-Mittel) ohne entsprechende Prioritätenreihung 
ist nicht möglich. Eine Änderung dieser Reihung während des Finanzjahres kann nur mittels Ge-
meinderatsbeschluss erfolgen. 
 

Priorität 

Vorha-
bens-
nummer Bezeichnung Vorhaben 

geplante 
Kosten Umsetzung 

1  FF Schweinbach Neubau Zeughaus   

2 1240230 Erweiterung KB Mittertreffling 1.357.000 2025-2026 

3 1163110 KLF FF Schmiedgassen 227.400 2026 

4 1617400 Traktorankauf Ersatzbeschaffung 150.000 2026 

5 1850910 WVA Brunnen V 440.000 2026-2028 

6 1180000 Ankauf Stromspeicher, Erweiterung PV 135.000 2026-2027 

7 1612590 Straßenbauprogramm 180.000 2026 

8 1612300 Zustandsbewertung Brücken und Straßen 97.000 2025-2029 

9 1612200 Brückensanierung Gusensteg 81.000 2026 

10 1380104 Kulturhaus Änderung Zutrittskontrolle 15.000 2026 

11 1240240 Erneuerung Küche Kindergarten Mittertreffling 26.000 2026 

12 1240130 Akustikmaßnahmen Kindergarten Schweinbach 1 37.000 2026 

13 1010030 Amtshaus Fahrzeug Haustechniker Ersatzbeschaffung 35.000 2026 

14 1617500 Bauhof Fahrzeuge Ersatzbeschaffung 155.000 2026-2027 

15 1851200 Oberflächenwasser Simling 10.000 2026 
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16 1363001 Ortsplatzkonzept Mittertreffling und Schweinbach 20.000 2026 

17 1010040 Erneuerung Liftanlage Amtshaus 34.800 2026 

18 1010020 Adaptierung Lüftungs- und Klimaanlage Amtshaus 56.000 2025-2027 

19 1262120 
Union Schweinbach Instandsetzung Rasen und Auf-
gang 32.000 2026 

20 1240140 Sanierung RW-Kanal Kindergarten Schweinbach 54.000 2026 

21 1617600 Salzsilo für Bauhof 55.000 2026 

22 1262250 Heizungserneuerung ASKÖ Treffling 8.000 2026 

23  WVA Sanierung Wasserleitungen 4.800.000 2027-2036 

24 1010010 Organisationsanalyse, Zertifizierung 27.000 2027 

25 1163120 Fahrzeug FF Schmiedgassen (MTF) 130.000 2028 

26 1617004 LKW Ersatzbeschaffung für Bauhof 270.000 2028 

27   Heizungstausch KG Schweinbach 1     

 
Antrag 

 
Der Gemeinderat möge nach Vorberatung im Ausschuss für Finanzen und Präsidiales oben ange-
führte Prioritätenreihung der geplanten Einzelinvestitionen im MEFP-Zeitraum 2026-2030 be-
schließen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Sabine Kainmüller, GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, 
BSc. sind während der Abstimmung nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
36. Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzierungsplan 2026-2030; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 

Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit (ELGT) zeigt die Gegenüberstellung der Einzahlun-
gen und Auszahlungen des jeweiligen Finanzjahres. Investive Vorhaben werden darin nicht be-
rücksichtigt.  
 

 2026 2027 2028 2029 2030 

ELGT - 1.810.600 -1.350.800 -1.506.100 -1.030.200 -860.900 

 
Sämtliche Jahre der MEFP-Periode weisen negative Ergebnisse aus. Damit der Haushaltsausgleich 
nach § 75 Abs. 4a und 4b Oö. Gemeindeordnung 1990 als erreicht gilt, müssen jeweils Mittel aus 
dem Härteausgleichsfonds Verteilvorgang 1 (HAF1) in Anspruch genommen werden. 
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Nachweis über das nachhaltige Haushaltsgleichgewicht 
 
Die Gemeinde Engerwitzdorf erreicht kein nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht.  
 
Investitionen 

Gemäß § 76a der Oö. Gemeindeordnung 1990 ist ein Nachweis über die Investitionstätigkeiten 
und deren Finanzierung zu erstellen und im MEFP darzustellen. Die Investitionskosten werden 
durch Rücklagenentnahmen (Zahlungsmittelreserven), Bedarfszuweisungsmittel, Landesmittel, 
Finanzzuweisungen aus KIG, Kapitaltransferzahlungen von privaten Haushalten (Interessentenbei-
träge), Bankdarlehen und Mittel aus dem Härteausgleichsfonds Verteilvorgang 2 (HAF2) finanziert. 
 
Die aufgrund der neuen Investitionen entstehenden Folgekosten (z.B. Darlehenstilgungen, aktive 
und passivierte Abschreibung, Betriebskosten, etc.) wurden im Ergebnis- und Finanzierungshaus-
halt der MEFP-Perioden berücksichtigt. 
 
Der Nachweis über die Investitionstätigkeit ist im beiliegenden Dokument (MEFP) ab Seite 8 zu 
finden. 
 
Darlehensfinanzierungen 

Im Zeitraum 2026-2030 sind derzeit keine Aufnahmen von Darlehen geplant. 
Zur Zwischenfinanzierung für investive Vorhaben (Neubau Volksschule Schweinbach und Brunnen) 
wurden innere Darlehen in Anspruch genommen, welche allerdings im Zuge des Rechnungsab-
schlusses 2025 bereits teilweise zurückgezahlt wurden. 
 
Entwicklung der Rücklagen 

Der Betrag auf der Allgemeinen Haushaltsrücklage, der nicht für Vorhaben mit genehmigtem Fi-
nanzierungsplan reserviert ist, musste 2025 zum Ausgleich des negativen EGT herangezogen wer-
den. Daher stehen im MEFP-Zeitraum keine Mittel mehr auf der Allgemeinen Haushaltsrücklage 
zur Verfügung. Der Eigenmittelanteil für geplante Vorhaben muss ab dem Haushaltsjahr 2025 aus 
Mittel aus dem Härteausgleichsfonds 2 und aus Finanzzuweisungen aus KIG finanziert werden.  
Die Zuführungen zu den Haushaltsrücklagen betreffen im MEFP-Zeitraum nur mehr zweckgebun-
dene Rücklagen. Die Beträge auf den zweckgebundenen Rücklagen verbleiben bei der Gemeinde 
und können entsprechend im jeweiligen Bereich (Wasser, Abwasser, Abfall und Straßenbau) ver-
wendet werden. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge nach Vorberatung im Ausschuss für Finanzen und Präsidiales den erstell-
ten Mittelfristigen Ergebnis- und Finanzierungsplan für die Periode 2026 bis 2030 beschließen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen  
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc. sind während der 
Abstimmung nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
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37. Gegenseitige Deckungsfähigkeit und hauswirtschaftliche Sperre für Haushaltskonten im 
Bereich 12; Beschlussfassung 

 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
In den Richtlinien der Gemeindefinanzierung Neu sind im Hinblick auf die Härteausgleichfonds-
Kriterien alle Konten einem bestimmten Bereich zugeordnet. Für die Konten im Bereich 12 ist eine 
gegenseitige Deckungsfähigkeit (§ 7 Oö. GHO) vorzusehen. In den Bereich 12 fallen alle Konten für 
sonstige Investitionen, Sachausgaben der Kontenklasse 4, Instandhaltungen, Post- und Telekom-
munikationsdienste. Alle betroffenen Konten wurden mit einem entsprechenden Merker im Fi-
nanzprogramm versehen.  
Weiters sieht die Gemeindefinanzierung Neu in diesem Bereich eine hauswirtschaftliche Sperre (§ 
14 Oö. GHO) in der Höhe von 15 % der Inanspruchnahme der Voranschlagsbeträge bis zum 1. Ok-
tober des Jahres vor, um entsprechende Mittel für unvorhersehbare Aufwendungen zu sichern.   
Diese gegenseitige Deckungsfähigkeit und die hauswirtschaftliche Sperre sind vom Gemeinderat 
zu beschließen. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge nach Vorberatung im Ausschuss für Finanzen und Präsidiales im Bereich 
12 eine gegenseitige Deckungsfähigkeit und eine hauswirtschaftliche Sperre in Höhe von 15 % 
der Voranschlagsbeträge bis zum 1. Oktober des Jahres beschließen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Mag. Dr. Johannes Neudorfer und GVM Philipp Krieglsteiner-Franz, BSc. sind während der 
Abstimmung nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
38. Kassenkredit 2026; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
Zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit der Gemeindekassa ist die Aufnahme eines Kassenk-
redites erforderlich. Die Höhe des Kassenkredites darf nach § 83 Abs. 1 der Oö. Gemeindeordnung 
1990 ein Viertel der Einzahlungen der laufenden Geschäftstätigkeit gemäß dem Gemeindevoran-
schlag nicht überschreiten. Das sind für das Finanzjahr 2026 rund € 5,6 Mio. Durch die zu erwar-
tenden Ausgaben soll im Jahr 2026 erneut ein Kassenkredit in Höhe von € 4.000.000,00 (in Wor-
ten: vier Millionen Euro) aufgenommen werden.  
Während des Voranschlagsprovisoriums ist der Kassenkredit im unbedingt erforderlichen Ausmaß 
durch den Bürgermeister aufzunehmen. Gleichzeitig mit der Beschlussfassung über den Voran-
schlag hat der Gemeinderat die Höhe des aufzunehmenden Kassenkredits mit Laufzeit bis zum 
Ende des laufenden Haushaltsjahres festzusetzen. 
Aufgrund der Härteausgleichskriterien hat die Angebotseinholung von mindestens 3 Kreditinstitu-
ten, davon mindestens 1 überörtliches, zu erfolgen. Bei der Vergabeentscheidung sind auch die 
Geldverkehrsspesen zu berücksichtigen. 
Wir haben die Raiffeisenbank Region Gallneukirchen, die Sparkasse Oö. und als überörtliches Kre-
ditinstitut die Oberbank Linz im März 2026 um Legung eines Angebotes für den Zeitraum 
01.04.2026 bis 31.12.2026 gebeten. Von der Oberbank Linz wurde kein Angebot gelegt. 
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Folgende Angebote langten am Gemeindeamt ein: 
 

  Raiffeisenbank Sparkasse 

1. Sollzinssatz vom aushaftenden Saldo vom aushaftenden Saldo 

1.1. Variante 1: 

Basis EURIBOR 6M, halbjähr-
lich, dekursiv, kal/360, 
Zinsanpassung am 
01.07.2026 

 

EURIBOR 6M + 0,2 % Auf-
schlag 

 

EURIBOR 6M + 0,220 % 
Aufschlag 

1.3. Variante 3: 

Zinssatz fix 

 

2,5 % 

EURIBOR 12M* + 0,220 % 
Aufschlag = Fixzinssatz bis 
31.12.2026 

 *3 Banktage vor Inanspruchnahme 

2. Spesen und Gebühren   

2.1. Variante 1: 

Detaillierte Auflistung aller 
Spesen und Gebühren 

lt. Bankkonditionen 

- Umsatzprovision 0,03% 

lt. Bankkonditionen 

- Umsatzprovision 0,00% 

2.2. Variante 2: 

Pauschale – Gesamtbetrag 
für die gesamte Laufzeit 

 

pauschal € 2.500,00 p.a. 

  

3. Habenzinssatz   

 Zinssatz fix für gesamte Lauf-
zeit: 

Zinssatz fix:0,5 % Zinssatz fix: 0,125 % 

 
Anzumerken ist, dass von der Raiffeisenbank eine Umsatzprovision von 0,03 % (berechnet von der 
größeren Umsatzseite je Abschlussperiode) verrechnet wird. Diese Gebühr wird von der Sparkasse 
für 2026 nicht in Rechnung gestellt. 
Durch die angebotene Pauschale der Sparkasse in der Höhe von € 2.500,00 (Kontoführung inkl. 
Spesen, ausgenommen Digital Banking und Kartenentgelt), wiegt der höhere Habenzinssatz der 
Raiffeisenbank deren höhere Kontoführungsgebühren und Spesen nicht auf. 
 
Aufgrund dieser Angebote ist der Zuschlag für den Kassenkredit der Allgemeinen Sparkasse Gall-
neukirchen zu erteilen: 

• Sollzinssatz: Variante 2: EURIBOR 12M + 0,220 % Aufschlag (Fixzinssatz) 

• Spesen: Variante 2: Pauschale (€ 2.500,00) 

• Habenzinssatz: Variante fix (0,125 %) 

• Umsatzprovision: 0,00% 
 
 

 
 
 



Gemeinderat 
Seite 57 von 62 

 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge nach Vorberatung im Ausschuss für Finanzen und Präsidiales den Ab-
schluss des Kassenkreditvertrages in Höhe von € 4.000.000,00 bei der Sparkasse Gallneukirchen 
zu den angeführten Konditionen von 01.04.2026 bis 31.12.2026 beschließen. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Peter Wolfsegger und GRM Wolfgang Pühringer sind während der Abstimmung nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
39. Abschluss eines Baurechtsvertrages für das neue Feuerwehrhaus FF Schweinbach auf der 

Parzelle 317, KG Engerwitzdorf; Beschlussfassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Manfred Schwarz, MBA 
 
In der Gemeinderatssitzung am 24. Oktober 2024 wurde ein Optionsvertrag mit Herrn Hießl zur 
Sicherung eines möglichen Grundstückes für die Errichtung eines neuen Feuerwehrhauses der FF 
Schweinbach beschlossen. 
Die Parzelle 317, KG Engerwitzdorf hat eine Gesamtfläche von ca. 6.018m². Bei einer Begutachtung 
der UBAT des Landes Oö. sowie einer Vorabprüfung durch das LFK wurde die grundsätzliche Eig-
nung des Grundstückes festgestellt. 
 
Da der Optionsvertrag mit Ende April verfällt, muss nun ein Baurechtsvertrag beschlossen werden, 
um das Grundstück für das Vorhaben des neuen Feuerwehrhauses zu sichern. 
 
Grundlegende Vereinbarungen im Optionsvertrag für das Grundstück 317, KG Engerwitzdorf: 
 

• Option für einen Baurechtsvertrag für öffentliche Zwecke 

• Dauer von 99 Jahren 

• Preis € 1,69/m² - sohin € 10.170,42 pro Jahr 

• Recht auf einmalige Verlängerung um weitere 99 Jahre 

• Grundstückeigentümer hat das Wahlrecht das Grundstück samt etwaig errichtete Gebäude 
zurückzunehmen oder von der Optionsnehmerin in den ursprünglichen Zustand zurückver-
setzen zu lassen 

 
Mag. Robin Koll wurde mit der Erstellung des Baurechtsvertrages auf Grundlage der Vereinbarun-
gen im Optionsvertrag beauftragt. 
 
Nach dem Ausschuss wurde in Abstimmung mit dem Antragsteller eine Anpassung für den Bau-
rechtsvertrag vorgenommen. Diese betreffen die Indexanpassung (siehe V. Wertsicherung im Bau-
rechtsvertrag) sowie eine Tarifanpassung (siehe IV. Bauzins im Baurechtsvertrag), bei der zwischen 
der gewidmeten Fläche und dem Grünland unterschieden wird. Die jährliche Gesamtsumme bleibt 
durch diese Tarifanpassung bei der derzeit geplanten Widmungsfläche in etwa gleich. 
 
Baurechtsvertrag verlesen 
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Antrag 
 
Der Gemeinderat möge nach Vorberatung im Ausschuss für Finanzen und Präsidiales den Bau-
rechtsvertrag für das Grundstück Parzelle 317, KG Engerwitzdorf in der vorliegenden Form be-
schließen. 
 
Der Bürgermeister bedankt sich bei GREM Reinhard Hießl für die Bereitstellung des Grundstücks. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GREM Reinhard Hießl nimmt wegen Befangenheit nicht an der Abstimmung teil. 
GRM Wolfgang Pühringer ist während der Abstimmung nicht im Saal. 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
40. Abschluss der Verträge zur Umsetzung der Oö.Gemeinde-Jobrad-Verordnung; Beschluss-

fassung 
 Berichterstatter/Antragsteller: Bürgermeister Christoph Meisinger, MSc. MAS 
 
Mit 13. Mai 2025 ist die Oö. Gemeinde-Jobrad-Verordnung in Kraft getreten (LGBl. Nr. 39/2025) 
und gilt für die Bediensteten der Oö. Gemeinden und Gemeindeverbände im Schema NEU. Dar-
über hinaus findet die mit LGBl. Nr. 133/2024 am 23.12.2024 kundgemachte Verordnung der Oö. 
Landesregierung, auch für die Bediensteten Anwendung, die sich im Schema ALT befinden. 
 
Auf Basis dieser rechtlichen Grundlagen kann die Gemeinde Engerwitzdorf ihren Bediensteten ein 
Fahrrad (einschließlich E-Bike) auch zur privaten Nutzung zur Verfügung stellen, sofern die budge-
tären Mittel vorhanden sind und keine dienstlichen Interessen entgegenstehen. Damit soll die 
umweltfreundliche Mobilität ausgebaut, ein Beitrag zum Klimaschutz und zur Gesundheitsförde-
rung geleistet sowie die Arbeitgeberattraktivität gestärkt werden. Das Jobrad wird als ein geeigne-
tes Instrument zur Mitarbeiterbindung gesehen.  
 
Den Gemeinden steht grundsätzlich eine Kauf- oder eine Leasingvariante zur Auswahl. Aufgrund 
des damit verbundenen Liquiditätsaufwands und hohen Verwaltungsaufwands der Kaufvariante, 
hat sich die Gemeinde Engerwitzdorf für die Leasingvariante entschieden. Dafür ist ein Vertragsab-
schluss zwischen der Dienstgeber:in und einem „Jobrad“ – Dienstleister notwendig.  
 
Für Gemeinden die Bedarfszuweisungsmittel aus dem Härteausgleichsfonds erhalten, ist bei Ge-
währung eines „Jobrads“ in der Leasingvariante jedenfalls eine Ausgabenneutralität sicherzustel-
len. Die Oö. Gemeinde-Jobrad-Verordnung regelt in diesem Zusammenhang die Gehaltumwand-
lungen zur Finanzierung der Leasingraten. 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat möge dem Abschluss eines Rahmenleasingvertrags zwischen der Gemeinde 
Engerwitzdorf als Leasingnehmerin und der Firma Glinicke Leasing GmbH, Postgasse 8b, 1010 
Wien, als Leasinggeber und einen Dienstleistungsvertrag mit der Firma Bikeleasing-Service Ös-
terreich Gmbh, Exlgasse 24, 6020 Innsbruck, als Auftragnehmerin beschließen. 
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GVM Moser-Luger diplômé erkundigt sich, ob die Fahrradmarke frei wählbar ist. 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Entscheidung dem Mitarbeiter oder der Mitarbeiterin ob-
liegt. 
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
GRM Daniel Frühwirth (FPÖ-Fraktion) ist bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mehr anwesend. 
 
 
 
 
41. Bericht aus den Arbeitskreisen  
 Berichterstatter: Mario Moser-Luger, diplômé 
 
Arbeitskreis Gesunde Gemeinde: 
 
Märchenweg im Schweinbacher Wald vom 24.-29.04.2026 
Engerwitzdorf beteiligt sich auch heuer wieder an „GEMMA“, der oberösterreichischen Bewe-
gungschallenge, bei der mit Gehen, Laufen, Radeln oder Wandern Bewegungsminuten mittels ei-
ner App gesammelt werden können.  
Um einen besonderen Anreiz zur Teilnahme zu schaffen, bieten wir in der Zeit von 24.-29.04.2026 
einen Märchenweg mit verschiedenen Mitmachstationen im Schweinbacher Wald an. Die Route 
verläuft auf öffentlichen Wegen und umfasst 12 Märchenstationen. Jede Station wird die Kurzver-
sion eines Märchens sowie eine kleine Aufgabe oder ein Rätsel zum Mitmachen bereithalten.  
Mit dieser Aktion möchte der Arbeitskreis unsere Bürgerinnen und Bürger, besonders aber unsere 
Familien dazu ermutigen, sich regelmäßig im Freien aufzuhalten und gemeinsam aktiv sein.  
 
Weitere Aktivitäten 2026: 

• Workshop „Sei gespannt – Starke Mitte für Mann und Frau“ 

• Kindernotfallkurse 
 
 
 
 
42. Bericht des Bürgermeisters 
 Berichterstatter: Bürgermeister Christoph Meisinger, MSc. MAS 
 
Bericht zu Anfragen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 
Bericht gemäß § 2 der Verordnung des Gemeinderats der Gemeinde Engerwitzdorf betreffend 
Übertragung der Zuständigkeit für die Veröffentlichung von Informationen von allgemeinem Inte-
resse und den Zugang zu Informationen im Sinn des Informationsfreiheitsgesetzes (Übertragungs-
verordnung) über die Anfrage von Frau E***** und die Anfrage von Herrn *** W***. 
 
Am 17.11.2025 beantragte Frau E**** die Erlassung eines Bescheids. Dieser wurde der Antragstel-
lerin am 08.01.2026 übermittelt. Eine Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht wurde von 
der Antragstellerin nicht erhoben. Der Bescheid ist mittlerweile rechtskräftig. 
 
Die Anfrage von Herr W*** langte am 02.02.2026 ein und betrifft Verkehrsmaßnahmen 30er-Zone 
Haidberg. Die Information wurde am 26.02.2026 uneingeschränkt erteilt.  
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Radtag im Gusental 
Am Sonntag, 12. April, findet von 10.00 – 14.00 Uhr der Radtag im Gusental statt. Entlang des be-
schilderten Rundweges durch Engerwitzdorf, Katsdorf und Gallneukirchen wird es wieder ver-
schiedene Stationen geben, die zum Mitmachen, Rätseln, Basteln oder auch nur zum kurzen Ver-
schnaufen einladen.  
Am Ortsplatz Schweinbach bieten qualifizierte Fachkräfte vom B7-Team wieder ein kostenloses 
Radservice an. 
Wir laden dazu alle sehr herzlich ein und freuen uns auf viele Teilnehmer! 
Die Arbeitskreise „Gesunde Gemeinde“ und „Fair Trade“ beteiligen sich an dieser Aktion. 
 
Geburtstage 
Der Bürgermeister gratuliert zu den Geburtstagen von GRM Andrea Wögerbauer, GRM Hertha 
Angerer, GRM Roland Auböck, GRM Elias Gschwandtner, GVM Mario Moser-Luger diplômé, GRM 
Sabine Kainmüller, GRM Sabine Link und GREM Dipl.-Ing. Johannes Hölzl.  
 
 
 
 
43. Allfälliges 
 
GREM Ehrenmüller hält fest, dass beim Steiningerweg viele Zweige der Salweide (Palmkätzchen) 
abgeschnitten wurden, obwohl diese unter Naturschutz stehen. Der Bürgermeister wird sich in-
formieren, ob dies eine Privatperson oder der Bauhof war. Weiters betont GREM Ehrenmüller, 
dass in der Gemeindezeitung stand, dass der Sitzungsort eine Woche vor Sitzungstermin bekannt-
gegeben wird. Die Gemeindezeitung wurde jedoch erst zwei Tage vor der Sitzung zugestellt. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sit-
zung vom 11.12.2025 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 

vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:12 Uhr. 

 
Vorsitzender 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schriftführer 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sit-

zung vom 28.05.2026 keine Einwendungen erhoben wurden / über die erhobenen Einwendungen 

der beigeheftete Beschluss gefasst wurde. 

 
Engerwitzdorf, 01.06.2026 
 
Vorsitzender 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mitglied ÖVP-Fraktion 
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Mitglied SPÖ-Fraktion 
 
 
 
 
 
 
 
Mitglied-FPÖ-Fraktion 
 
 
 
 
 
 
 
Mitglied Grüne-Fraktion  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


